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Das Bundestagswahlergebnis vor einigen Monaten war für die 
CDU weiß Gott kein Ruhekissen, auf dem man sich ausruhen 
sollte. Wen wundert’s, dass allenthalben die Frage gestellt wird, 
worin die Gründe für die geschwundene Wählergunst liegen. 
Natürlich waren flugs Antworten parat. Zu weit nach links sei 
die Partei abgedriftet, sagen die einen, vom Gegenteil sprechen 
die anderen, zu eilig habe man konservative Positionen geräumt 
und viel zu neoliberal argumentiert, von sozialer Gerechtigkeit 
ganz zu schweigen. Ein Bouquet von unterschiedlichen Gründen 
für die Wahlenttäuschung wird der erstaunten Öffentlichkeit 
präsentiert.
Doch mit solchen an die Suche im Kaffeesatz erinnernde Analy-
sen kommen wir nicht weiter. An Problemanalysten haben wir 
ohnehin Erste-Liga-Spieler genug, die schnell in die unterste 
Kreisklasse absteigen würden, sollte man sie um Problemlösun-
gen bitten. Wenn sogar das Ende der Volkspartei CDU prognos-
tiziert wird, so darf man die Prognostiker doch einmal fragen, 
warum bei fehlender Zustimmung für die Volksparteien gleich-
zeitig die Wahlbeteiligung zurückging und die absoluten Zu-
wächse an Wählern für die kleineren Parteien in der Regel sich 
ebenfalls abschwächten. Entscheidend für allgemeinen Partei-
enverdruss ist nicht nur die Entkoppelung von Volksparteien 
und Gesellschaft, sondern die Entkoppelung von Gesellschaft 
und Parteien allgemein. Die Union muss ihre eigenen parteispe-
zifischen Aufgaben erledigen, um zur früheren numerischen 
Stärke zurückzufinden. Die Partei muss sich wie ehedem um die 
Wählergruppen bemühen, die eine Partei favorisieren, in der die 
unterschiedlichen Kompetenzen und Überzeugungen in ebenso 
unterschiedlichen sozialen Gruppen im Kompromiss ausbalan-
ciert und dann umso nachhaltiger und erfolgreicher vertreten 
werden. Der Erfolg der CDU war einem Phänomen zu verdanken, 
dem „C“ in ihrem Namen. Natürlich hat sich auch für die Union 
die Welt geändert, und hinnehmen muss sie natürlich auch, dass 
die Moderne das Religiöse dem Politischen häufig nachgeordnet 
und in soziale Bereiche abdrängt hat. Wenn immer mehr Bürger 
sich von ihrer Kirche abgewendet haben und kaum noch ein 
Viertel der Bevölkerung sich der Kirche zugehörig fühlt, dann 
muss die CDU im Gegensatz zu allen anderen Parteien sich der 
neuen Entwicklung stellen und neue spezifische Antworten ge-
ben – sowohl in ihrer Selbstdarstellung als auch in ihrer Pro-
grammatik. Fatal wäre hingegen eine Namensänderung ohne ihr 
„C“ oder seine Verdrängung ins Unverbindliche. Können nicht 
Christen darauf verweisen, dass ein von christlichen Werten ge-
prägtes Staatswesen nicht nur für Christen, sondern ebenso für 
Nichtchristen ein voller Erfolg war. Woher sonst hätte die Union 
ihre Mehrheiten erhalten, wenn nicht auch von Wählerschich-
ten, die nicht mit den Kirchen verbunden sind. Unbestritten ist, 
dass die große Mehrheit der nichtchristlichen Wähler die Iden-
tifikation mit christlichen Werten auf keinen Fall beseitigen 
möchte. Aus Erfahrung wissen sie, dass Menschenwürde und 
soziale Gerechtigkeit in besonderer Weise christlicher Verant-
wortung entspringen. Ein Staat, dessen Verfassung nicht unwe-

sentlich von Christen geprägt wurde und der seine Berechtigung 
aus Verantwortung vor Gott und den Menschen herleitet, dient 
einzig und allein der Freiheit und der Würde der Menschen, 
unabhängig von deren Leistung. So konnte die Union ihre christ-
liche Position auch für nichtchristliche Wähler überzeugend 
darstellen und bei ihnen nicht weniger Akzeptanz finden. Christ-
liche Positionen wurden also de facto von jenen übernommen, 
die sie aus ethischer Überzeugung teilten. Die Union hat nie 
einen Hehl daraus gemacht, dass Verantwortung und Solidari-
tätsbewusstsein eines Christen auch dem Zweifelnden und An-
dersdenkenden gelten. Sie weiß um die Solidarität gegenüber 
Menschen jenseits der Sicht ihres Bildes von der Welt und macht 
Toleranz und Achtung vor jedem Menschen zu einem sie ver-
pflichtenden christlichen Gebot. 
Und schließlich: Der historische Erfolg unseres Landes in den 
vergangenen 60 Jahren ist nicht zuletzt der Stärke der Union als 
Volkspartei zu verdanken. Wie keiner anderen Partei in unserer 
Republik ist es ihr gelungen, unter Berufung auf ein christliches 
Menschenbild die unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen 
in ihrer Partei zu vereinen und diese programmatisch als offen-
sive Einheit der Bevölkerung vorzustellen. Ein Teil steht für so-
ziale Gerechtigkeit als Fixpunkt für eine dem Schwachen die-
nenden Politik. Ein weiterer liberaler Flügel steht für die Freiheit 
individuellen Handelns in der Gesellschaft und in der Wirtschaft 
unter Beachtung eines fairen Wettbewerbs, dessen Ordnungs-
rahmen die soziale Marktwirtschaft bestimmt. Der dritte nicht 
weniger bedeutende Teil wurde von jener Gruppe getragen, deren 
Tradition in der christlich geprägten europäischen Kultur und 
der westlichen Werte- und Demokratiegesellschaft verankert ist, 
die für die Gesamtpartei zu einem starken Rückgrat wurde. Un-
ter dem „C“ fanden sie in der CDU zueinander, nach dem Desas-
ter des Krieges ein wahrer Glücksfall für unser Land und nicht 
nur für dieses! 
Was also ist moderner als das „C“ in unserem Parteinamen, das 
Freiheit zum Auftrag macht, Wahrhaftigkeit und Zuverlässigkeit 
einfordert, menschliche Solidarität und Handeln ohne Griesgram 
und Pessimismus verlangt, eitle Wichtigtuerei und Selbstgerech-
tigkeit verdrängt, Gleichgültigkeit ausschließt und auf Diskri-
minierung verzichtet. Vertrauen gewinnen wir nicht mit weni-
ger, sondern mit mehr „C“, und dann bitte ohne drohenden 
Zeigefinger! Doch handeln müssen wir danach schon selbst und 
nicht all’ das nur von anderen verlangen. Jede Wette, die Volks-
partei CDU bräuchte sich in Zukunft weniger mit trüben Gedan-
ken zu beschäftigen!

Prof. Dr. Otto Wulff
Bundesvorsitzender der Senioren-Union der CDU Deutschlands
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„Wir wollen unsere Position als 
stärkste Partei innerhalb der älte-
ren Generation ausbauen und wir 
werben gleichzeitig für eine grö-
ßere Zustimmung bei jüngeren 
Wählerinnen und Wählern. Dies 
wird uns mit unserem Konzept 
des „Zusammenhalts der Genera-
tionen“ gelingen. Die CDU 
Deutschlands wird die Arbeit des 
Initiativkreises „Zusammmenhalt 
der Generationen“ fortsetzen.“
Quelle: Berliner Erklärung – Unsere 
Perspektiven 2010-2013; Beschluss 
des Bundesvorstandes der CDU 
Deutschlands anlässlich der Klau-
surtagung am 14. und 15. Januar 
2010 in Berlin

Die 13. Bundesdelegiertenversamm-
lung der Senioren-Union mit Neuwah-
len des Vorstands wird vom Sonntag, 
den 24.10., bis zum Dienstag, den 
26.10.2010, im Ruhrfestspielhaus in 
Recklinghausen stattfinden. Sat-
zungsgemäß sollten deshalb die Un-
tergliederungen der Senioren-Union 
im ersten Halbjahr 2010 am besten 
noch vor der Sommerpause ihre Dele-
gierten wählen und wie immer an die 
nächste Ebene melden. 

finanzen und vorsorge

Bundesdelegiertenversammlung 
in Recklinghausen/NRW
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I n diesem Jahr denken wir an den ers-
ten Bundesparteitag der CDU Deutsch-
lands vor 60 Jahren, der vom 20. bis 

zum 22. Oktober 1950 in Goslar stattfand. 
Und wir denken an den ersten Parteitag der 
CDU Deutschlands am 1.und 2. Oktober 
1990, mit dem sich am Vorabend der staat-
lichen Einheit vor 20 Jahren unsere Partei 
als wiedervereinigte CDU Deutschlands für 
die gemeinsame Arbeit im wiedervereinig-
ten Deutschland aufstellte. 
Beide Ereignisse stehen in ganz besonderer 
Weise für die Grundsätze der CDU: für Wer-
te, die im christlichen Glauben gründen, 
wie für das Festhalten an der Einheit unse-
res Vaterlandes. 
Für die Gründer unserer Partei stand fest: 
der Wiederaufbau unserer Landes nach 
Nazi-Tyrannei und Weltkrieg ist nicht nur 
eine materielle Herausforderung. Im Grün-
dungsaufruf der CDU vom 26. Juni 1945 
heißt es: „Aus dem Chaos von Schuld und 

Schande, in das uns die Vergottung eines 
verbrecherischen Abenteurers gestürzt 
hat, kann eine Ordnung in demokratischer 
Freiheit nur erstehen, wenn wir uns auf die 
kulturgestaltenden sittlichen und geisti-
gen Kräfte des Christentums besinnen.“ 
Besinnung und Neuanfang stehen am Be-
ginn unserer Partei. Besinnung auf eine 
christliche Tradition, die mit Füßen getre-
ten worden war, sich in Teilen aber auch 
missbrauchen ließ, und beherztes Gestal-
ten eines Neuanfangs. Gräben sollten über-
wunden werden, die in der Zeit der Weima-
rer Republik die Demokratie so verhängnis-
voll geschwächt hatten: Gräben zwischen 
Selbstständigen und Arbeitnehmern, Grä-
ben zwischen Konfessionen und Lands-
mannschaften. So entstand die Idee einer 
Volkspartei, die sich auf der Grundlage ge-
meinsamer Wertvorstellungen an allen 
Menschen in unserem Volk wandte, Frauen 
und Männer, Alt und Jung zur gemeinsa-

men Gestaltung unseres Gemeinwesens 
einlud. So entstand eine wertgebundene 
und moderne Volkspartei – ja ohne Zweifel 
die modernste Partei in der deutschen Par-
teiengeschichte! Auch wenn sich unsere 
Lage heute wahrlich nicht mit der bitteren 
Not der ersten Nachkriegsjahre vergleichen 
lässt, so stehen auch wir heute vor großen 
Herausforderungen. Die schwerste Wirt-
schaftskrise der Nachkriegszeit hat die 
Wirtschaftskraft unseres Landes massiv 
beeinträchtigt und wird die Politik vor al-
lem im Hinblick auf den Arbeitsmarkt und 
die Rückführung der krisenbedingt enorm 
angestiegenen Staatsverschuldung noch 
über Jahre fordern. Die demografische Ent-
wicklung führt zu tief greifenden gesell-
schaftlichen Veränderungen, die die Zu-
kunftsfähigkeit unserer sozialen Siche-
rungssysteme, ja des Zusammenhalts in 
unserem Land insgesamt auf eine Bewäh-
rungsprobe stellen. Erstarkende Wirt-
schaftsmächte nicht zuletzt in Asien und 
Lateinamerika sowie globale Märkte ver-
langen von uns Spitzenleistungen, wollen 
wir Wohlstand und soziale Sicherheit erhal-
ten. Bildung, Forschung und Wettbewerbs-
fähigkeit – wir müssen unser Bestes geben! 
Und: wir dürfen niemanden zurücklassen, 
brauchen jeden! Denn gerade das macht 
eine menschliche Gesellschaft aus, dass 
allen Menschen ihren Fähigkeiten entspre-
chende Teilhabe-Chancen eröffnet wer-
den.
Als CDU trauen wir es uns zu, unser Land 
auch angesichts dieser Herausforderungen 
in eine gute Zukunft zu führen. Denn wir 
trauen den Menschen in unserem Land et-
was zu. Der Wiederaufbau nach dem Krieg, 
die friedliche Revolution in der ehemaligen 
DDR und das bisher gemeinsam im wieder-
vereinigten Deutschland Erreichte bestär-
ken uns in dieser Zuversicht.
Wie vor 60 Jahren und wie vor 20 Jahren 
kommt es wiederum darauf an, Grundsatz-
treue und Gestaltungswille, Wertgebun-
denheit und Modernität zusammen unter 
Beweis zu stellen.
Unser Kompass sind Werte, die sich we-
sentlich dem christlichen Glauben – und 
damit der jüdisch-christlichen Tradition –, 
der antiken Philosophie, dem Humanismus 
und der Aufklärung verdanken. Doch das 
Bekenntnis zur Unantastbarkeit der 
menschlichen Würde, zum Zusammenhang 
von Freiheit und Verantwortung und zum 
Anspruch der Menschen auf Gerechtigkeit 
und Solidarität wird auch von vielen Men-

Politik und Gesellschaft

Wer Politik für die Menschen machen will, muss an ihren kon-
kreten Sorgen ansetzen. Sonst wird der eigene Anspruch 
schnell zur Ideologie. Wer sich um die praktische Lösung der 
Probleme des Alltags kümmert, braucht Grundüberzeugun-
gen, um sich nicht im Tagesgeschäft zu verlieren und um 
Maßstäbe zu haben für die immer wieder erforderlichen Ab-
wägungen. Kurzum: Grundsatztreue und Lebensnähe brau-
chen einander! 

Die Christlich Demokratische Union:

Wertgebunden und  
mitten im Leben!
 von CDU-Generalsekretär Hermann Gröhe
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schen anderer religiöser oder weltanschau-
licher Überzeugung geteilt. Auch sie laden 
wir ein, auf der Grundlage dieser gemein-
samen Überzeugungen in der CDU mitzu-
wirken. Dass zunehmend auch Menschen 
muslimischen Glaubens dieser Einladung 
folgen, verbreitert unsere Möglichkeiten 
unseren Grundüberzeugungen Wirksam-
keit zu verschaffen.
Nach wie vor gilt: Für die allermeisten von 
uns – auch für mich ganz persönlich – ist 
der christliche Glaube das Fundament un-
seres politischen Handels. Ich kann mir ein 
unpolitisches Christsein nicht vorstellen. 
Wer von der Menschenfreundlichkeit Got-
tes, die sich in Jesus Christus zeigt, ergrif-
fen ist, wird motiviert, für eine menschli-
chere Welt zur arbeiten. 
Zudem gibt uns der christliche Glaube und 
eine auf ihm fußende Ethik Orientierung 
für unser Handeln: Achtung der gleichen 
Würde eines jeden Menschen, Schutz des 
menschlichen Lebens, Einsatz für Schwa-
che, für Frieden, Gerechtigkeit und die 
Wahrung der Schöpfung, besondere Wert-
schätzung für Ehe und Familie… 
Diese Orientierungen müssen im Leben zur 
Geltung gebracht werden. Dabei können 
auch Christen schnell unterschiedlicher 
Meinung sein. Was dient dem Frieden in 
einer bestimmten politischen Situation am 
besten? Ist eine Lage gegeben, in der mili-
tärische Gewalt als „ultima ratio“, als letz-
tes Mittel, erlaubt ist? Oder: Was dient dem 
Schutz des Lebens ungeborener Kinder am 
besten? Welchen Beitrag kann das Straf-
recht leisten? Welchen Beitrag, welche 
Beratung? Oder: Wie helfen wir Armen am 
besten, sich selbst zu helfen und eigene 
Kräfte für ein eigenverantwortliches Leben 
zu entwickeln? 
Ethische Orientierung und das Ringen um 
eine bestmögliche Erfassung der konkre-
ten Lage müssen hier zusammengebracht 
werden. Und bei widerstreitenden Interes-
sen und Zielen hat auch das Bemühen um 
einen fairen Kompromiss moralische Qua-
lität. Wo solche Kompromisse notwendig 
werden, vermisst manch einer die Eindeu-
tigkeit. Doch einfache Antworten führen 
eben oft in die Irre! 
Wer politischen Grundüberzeugungen Gel-
tung verschaffen will, muss gesellschaftli-
che Realitäten wahrnehmen. Zum Beispiel 
in der Familienpolitik. 
Wir stehen an der Seite der Familie! Sicher-
lich ist dies ein zentraler Grundsatz christ-
lich-demokratischer Politik. Doch an der 

Seite der Familie zu stehen, bedeutet im 
Jahr 2010 etwas anderes als 1980 oder 
1960. Tragen wir dem nicht Rechung, las-
sen wir die Familien im Stich. Nur wo wir 
Veränderungen aufnehmen, bereit sind, 
dazuzulernen – wie wir dies bei schuli-
schen Ganztagsangeboten getan haben – , 
bleiben wir unserem Grundsatz treu, an der 
Seite der Familie zu stehen. Grundüberzeu-
gungen haben wir nicht fürs Bücherregal 
oder für den Bilderrahmen, sondern für die 
Gestaltung heutiger Lebensverhältnisse! 
Als Partei mit dem „C“ im Namen müssen 
wir stets bereits sein, uns befragen zu las-
sen, wie sich in einer bestimmten politi-
schen Fragestellung die christliche Prä-
gung unserer Politik zeigt. Deswegen hat 
für uns das Gespräch mit den christlichen 
Kirchen, gerade mit den beiden großen 
Volkskirchen, eine besondere Bedeutung. 
Deshalb hat der CDU-Bundesvorstand im 
Rahmen seiner Klausurtagung zu Jahres-
beginn intensiv mit der Vorsitzenden des 
Rates der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, Landesbischöfin Dr. Margot Käß-
mann, und dem Vorsitzenden der Deut-
schen Bischofskonferenz, Erzbischof Dr. 
Robert Zollitsch, diskutiert. Gemeinsam ist 
uns der Wunsch, die christlichen Grundla-
gen unserer freiheitlichen Demokratie und 
der Sozialen Marktwirtschaft wieder stär-
ker ins Bewusstsein zu rücken. Die Pflege 
der geistigen Wurzeln unseres Gemeinwe-
sens ist uns ein besonderes Anliegen. Des-
wegen treten wir nachdrücklich für den 
Religionsunterricht an unseren Schulen 
ein, lehnen es entschieden ab, christliche 
Symbole aus dem öffentlichen Raum zu 
verdrängen oder den Sonn- und Feiertags-
schutz einer weiteren Kommerzialisierung 
– dem „Christmas shopping“ so Klaus Wo-
wereit (SPD) – zu opfern. Eine ausreichen-
de Kenntnis der religiösen Traditionen, die 
unser Land und seine Kultur nachhaltig 
geprägt haben, ist auch erforderlich, um 
den Dialog mit Angehörigen anderer Reli-
gionen zu führen. 
Gewiss: In unserem Land ist auch als Folge 
der kirchenfeindlichen Politik in der DDR 
und der Säkularisierung ein Traditionsab-
bruch in weiten Teilen der Gesellschaft zu 
beklagen. Gerade deshalb würde ich mir 
von unseren Kirchen neben der gewissens-
schärfenden Mahnung immer wieder auch 
ein Wort der Ermutigung wünschen für die, 
die christlichen Überzeugungen in der Po-
litik Geltung verschaffen wollen. Und ich 
wünsche mir von ihnen den spürbaren Re-

spekt davor, wie schwer wir uns oft die 
Entscheidung machen – vom Afghanistan-
Einsatz bis zur Stammzellforschung.
Bemühen allein genügt nicht. In der Politik 
gibt es faule Kompromisse, falsche Ent-
scheidungen, Scheitern und Schuld. Da ist 
es mir auch persönlich wichtig zu wissen, 
dass auch unserem politischen Handeln – 
in Anlehnung an die Barmer Theologische 
Erklärung der Bekennenden Kirche von 
1934 – der „Anspruch und Zuspruch“ des 
Evangeliums gilt. So gibt der christliche 
Glaube unserem Handeln nicht nur Motiva-
tion und Orientierung, sondern auch das 
Vertrauen, das wir vor, in und nach allem 
Entscheiden und Handeln von Gott getra-
gen werden. Das bewahrt uns vor Selbst-
überschätzung oder Zynismus beim Blick 
auf die eigenen Grenzen, verhindert ange-
sichts realer Bedrohungen lähmende Angst 
und befreit uns zur Übernahme von Verant-
wortung mitten im Leben.� w

Politik und Gesellschaft

Hermann Gröhe ist seit November 2009 
Generalsekretär der CDU-Deutsch-
lands. Seit 1994 gehört der 49-jährige 
Rechtsanwalt dem Deutschen Bundes-
tag an. Die CDU, in die er schon mit 16 
Jahren eintrat, kennt er aus vielen Tä-
tigkeiten. Er war u.a. erster Bundes-
vorsitzender der Jungen Union nach 
der Wiedervereinigung und lange Jah-
re CDU-Kreisvorsitzender im Rhein-
Kreis Neuss, Justitiar der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion und Staatsminis-
ter bei der Bundeskanzlerin. Von 1997 
bis 2009 war Hermann Gröhe Mitglied 
des Rates der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, deren Synode er noch 
immer angehört. Hermann Gröhe lebt 
mit seiner Ehefrau Heidi und ihren vier 
Kindern in Neuss.

www.hermann-groehe.de

Zur Person:
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Souverän: Trotz einiger Wenn und Aber 
erscheint das Modell Familie nach wie 
vor als Erfolgsmodell. Selbst in so ge-
nannten Patchwork-Familys, also Paaren 
mit Kindern aus früheren Partnerschaf-
ten, steht das Modell für Vertrauen und 
engen Zusammenhalt. Wie haben Sie 
selbst in jungen Jahren Familie empfun-
den?
Schröder:  Ich hatte schon immer ein sehr 
enges Verhältnis zu meinen Eltern und 
meinem Bruder. Konflikte zwischen den 
Generationen gab es bei uns nicht. Unser 
gutes Verhältnis können wir dank moder-
ner Kommunikationsmittel auch jetzt 
pflegen – meine neue Aufgabe und der 
volle Terminkalender sind da kein Hin-
dernis. Ich schreibe meinen Eltern und  
meinem Bruder jede Woche viele SMS 
oder E-Mail. So sind wir alle ständig im 
Bilde, was in unserer Familie gerade so 
passiert.  

Sie leben demnach das traditionelle Fa-
milienbild mit vollem Herzen, haben 
aber in einem Interview kürzlich betont, 
dass sie nicht irgendein bestimmtes Fa-
milienbild zum Ideal erheben wollen. 
Heißt das, dass jeder nach seiner Fasson 
glücklich werden soll?
Es wäre anmaßend, wenn der Staat den 
Menschen Vorschriften machen würde, 
wie Familienleben auszusehen hat. Um 
den traditionellen Wert Familie müssen 
wir uns meiner Meinung nach auch keine 
allzu großen Sorgen machen, so mancher 
Angriff auf den Wert Familie in den 60er 
und 70er Jahren ist grandios gescheitert. 
Nach wie vor ist der Wunsch nach einer 
eigenen Familie auch bei jungen Leuten 
groß. Der Staat sollte deswegen nur die 
Rahmenbedingungen dafür schaffen, 
dass alle Optionen gelebt werden können. 
Der Staat kümmert sich beispielsweise 
um ausreichend Betreuungsplätze für 

Kinder, über die Rollenverteilung im täg-
lichen Leben entscheiden die Eltern 
selbst. Es gibt allerdings Grenzen, etwa 
dort, wo das Wohl von Kindern gefährdet 
ist.

Stichwort Kinderschutz: das Thema hat 
ja viele Facetten. Was ist dazu in der lau-
fenden Legislaturperiode zu erwarten?
Wir haben gerade in der letzten Woche 
(Anm. der Red.: Ende Januar) einen An-
lauf für ein neues Kinderschutzgesetz 
genommen. Ich habe 50 Fachverbände 
eingeladen, um gemeinsam über die An-
forderungen an ein neues, der Zeit ange-
passtes Kinderschutzgesetz zu diskutie-
ren. Uns verbindet das Ziel, ein modernes 
Kinderschutzgesetzes noch in dieser Le-
gislaturperiode einzuführen. 

Sie haben vor einigen Tagen angekün-
digt, alle familienpolitischen Leistun-
gen auf den Prüfstand stellen zu wollen. 
Was bedeutet das?
Seit Jahrzehnten unterstützt und fördert 
der Staat Familien mit rund 150 unter-
schiedlichen Leistungen – vom Elterngeld 
über den Kinderzuschlag bis hin zur bei-
tragfreien Mitversicherung von Familien-
angehörigen in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung. Aber noch nie wurde 
systematisch untersucht, wie diese fami-
lienpolitischen Leistungen eigentlich 
wirken: Erreichen Sie ihr Ziel? Sind sie 
effizient? Ich habe daher mit Bundesfi-
nanzminister Wolfgang Schäuble diese 
Überprüfung vereinbart, die bis zum Jah-
re 2013 abgeschlossen sein soll. Die ein-
zelnen Schritte werden in Zwischenbe-
richten festgehalten.

Dr. Kristina Schröder:

Es gibt keinen Krieg  
der Generationen!
Die Jüngste am Kabinettstisch zeichnet seit dem 30. Novem-
ber 2009 für Familie, Senioren, Frauen und Jugend verant-
wortlich. Im Gespräch mit Souverän machte die frisch  
verheiratete 32-Jährige deutlich, welche Schwerpunkte  
ihr Ministerium in den kommenden Jahren setzen will.
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Der Finanzminister wird auf Munition 
für Etatkürzungen hoffen …
Es geht nicht darum, familienpolitische 
Leistungen insgesamt zu kürzen. Wir wol-
len ja zum Beispiel das Elterngeld gerade 
ausbauen und auch Alleinerziehende 
stärker unterstützen. Doch dazu sollten 
wir auch wissen, ob die Mittel bislang – 
eine Größenordnung von 186 Milliarden 
Euro – an den richtigen Stellen und mit 
der nötigen Effizienz eingesetzt werden. 
Natürlich kann sich aber auch kein Minis-
terium von den notwendigen Sparbemü-
hungen ausnehmen und die ja inzwischen 
gesetzlich vorgeschriebene Kostenbrem-
se lockern. 

Kommen wir zur Seniorenpolitik. Mit 
welchen Themen wollen Sie dieses Feld 
besetzen?
Ich möchte vor allem, dass wir Alter nicht 
eindimensional wahrnehmen, nämlich 
als einen ausschließlich mit Pflege, De-
menz oder Krankheit belasteten Lebens-
abschnitt. Die Realität sieht doch zum 
Glück oft anders aus. Immer mehr Men-
schen bleiben immer länger gesund und 
fit und können die Phase zwischen 65 
und 80 Jahren voller Kraft erleben. Hier-
für sollten wir ein Bewusstsein schaffen. 
Der nächste, im Herbst erscheinende Al-
tersbericht meines Ministeriums wird 
deshalb unter dem Titel  „Altersbilder“ 
stehen. Wir wollen zum Beispiel wissen: 
Welches Bild vom Alter gibt es etwa in den 
Medien, in der Politik oder bei der jünge-
ren Generation?

Ein weiteres wichtiges Feld sind die Frei-
willigendienste aller Generationen. Wir 
wollen das bürgerschaftliche Engagement 
noch stärker unterstützen. Warum sollen 
beispielsweise Kindergärten und Senio-
renheime nicht einen gemeinsamen Gar-
ten anlegen? Warum sollen Senioren nicht 
Kinder mit Migrationshintergrund beim 
Deutschlernen unterstützen? Man kann 
und muss nicht alles gesetzlich anschie-
ben, hier ist ein weites Feld auch für Ei-
geninitiative.

Kein Zweifel, die Menschen werden älter 
und sie bleiben länger fit. Dennoch sind 
viele in den letzten Jahren ihres Lebens 
pflegebedürftig. Und bei diesem Thema 
geht es nicht nur ums Finanzielle, sprich 
die Pflegeversicherung ... 
Ganz richtig. Die Pflege wird eines der 
großen Themen der nächsten Jahre sein. 
Bislang haben wir vor allem über die Ver-
einbarkeit von Beruf und Kindern disku-
tiert, künftig müssen wir sehr viel mehr 
auch über die Vereinbarkeit von Beruf 
und Pflege sprechen. In der Regel pflegen 
Frauen um die 50 etwa acht Jahre lang 
einen Angehörigen. Ihre Chance auf eine 
Rückkehr in den Beruf liegt anschließend 
nahezu bei Null. Wir denken deshalb über 
Modelle nach, die die Idee der Altersteil-
zeit quasi umkehren. So könnte der Pfle-
gewillige nur noch 50 Prozent arbeiten, 
dafür aber weiterhin 70 Prozent seines 
Lohns erhalten. Geht er dann nach der 
Pflegephase wieder Vollzeit arbeiten, be-
käme er nur 80 Prozent seiner vorherigen 
Bezüge, um den „Vorschuss“ während der 
Pflegephase auszugleichen. Details sind 
noch zu klären, doch ich möchte das Pro-
jekt „Zeit für Pflege“ noch in diesem Jahr 
starten.

Viele ältere Menschen möchten so lange 
wie eben möglich in den eigenen vier 
Wänden bleiben. Wie steht es um die 
Förderung von Modellprojekten für das 
Wohnen im Alter?
Diese Förderung gibt es ja bereits. Wir 
haben hier im Ministerium aber zusätz-
lich auch ein neues Referat „Soziales 
Wohnen“ eingerichtet. Das beschäftigt 
sich auch mit der Frage, wie der Grund-
satz ambulant vor stationär ganz konkre-
ten vor Ort umgesetzt werden kann. Die-
sen Weg wollen wir in den nächsten Jah-
ren weitergehen und weitere innovative 
Ansätze unterstützen.

Professor Otto Wulff, der Bundesvorsit-
zende der Senioren-Union, hat ange-
sichts der Querschnittsaufgabe Ihres 
Ministeriums vorgeschlagen, Ihr Haus in 
Demografie-Ministerium umzubenen-
nen. Was halten Sie davon?
Das ist ein interessanter Vorschlag. Doch 
ich glaube, dass dieser Begriff den tat-
sächlichen Aufgabenbereich des Ministe-
riums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend eher verengen würde. Für mich 
ist es wichtig, Alleinerziehende zu unter-
stützen, unabhängig davon, ob die Ge-
burtenrate steigt oder nicht. Auch nicht 
verknüpft mit der Demografie ist die Fra-
ge, warum zurzeit Jungen schlechter in 
der Schule sind als Mädchen. Wir müssen 
dieser Frage aber nachgehen, denn es 
geht doch um Chancengleichheit für bei-
de Geschlechter. Weil früher Mädchen 
benachteiligt waren, dürfen wir heute 
nicht die Jungs benachteiligen. 

Besten Dank, Frau Dr. Schröder. Haben 
Sie zum Abschluss noch eine persönliche 
Botschaft für die Leserinnen und Leser 
der Souverän?
Die habe ich: Ich möchte ihnen sagen, 
dass ich die Schlagzeilen über den ver-
meintlichen Generationenkonflikt, mit-
unter gar zum Kampf oder Krieg der Gene-
rationen hochstilisiert, nicht mehr lesen 
möchte. Ich nehme Lebenswirklichkeit so 
wahr, dass weite Teile der älteren und jün-
geren Generation großen Respekt vorein-
ander haben, und dass die ältere Genera-
tion die jüngere unglaublich unterstützt, 
nicht nur finanziell. Die Sorge der Groß-
eltern und aber auch die Hilfsbereitschaft 
für die Enkel ist ein wichtiges Bindemittel 
für die Gesellschaft! Was sich im Privatle-
ben der Menschen zeigt, wirkt sich auch 
in der Politik aus. Zu meinen Wiesbadener 
Zeiten haben Junge Union und Senioren-
Union hervorragend zusammengearbei-
tet, bis hin zur gemeinsamen Aufstellung 
von Kandidaten. Ich weiß, dass dies im-
mer mehr Nachahmer findet.

Frau Ministerin, alles Gute für den wei-
teren beruflichen wie privaten Lebens-
weg. �
(Anm. der Red.: das Interview wurde  
wenige Tage vor der Hochzeit von Kristina 
Köhler mit Ole Schröder, Staatssekretär im 
Innenministerium, geführt).

www.kristinaschroeder.de � www.bmfsfj.de

Kristina Schröder im Gespräch mit 
Souverän-Chefredakteur Andreas 
Oberholz





Politik und Gesellschaft

Um das Wichtigste gleich vorweg zu 
sagen: Wenn es um das ‚Verhältnis 
zum Islam’ geht, muss es um „Inte-

gration“ gehen. Dazu gehört als Zweit-
wichtigstes, dass wir ein „gutes Verhältnis 
zum Islam“ gewinnen. Integration ist das 
Schlüsselthema für die Gestaltung der Zu-
kunft. Sie schließt die Tür zu einer guten 
Zukunft auf, andernfalls bleibt sie ver-
schlossen.
Integration dient dem Ziel, eine weltweite 
Gesellschaft der Freiheit und des Friedens, 
der Gerechtigkeit und der Solidarität auf-
zubauen. Integration ist eine globale und 
regionale Aufgabe. In den meisten Staa-
ten der Welt leben bereits heute aufgrund 
von Armut und Kriegen, Arbeitsmarktbe-
dingungen oder gesellschaftlichen Verän-
derungen unterschiedliche Volksgruppen. 
Die Mobilität wird zunehmen, d. h. in Zu-
kunft wird es noch mehr Emigration und 
Immigration geben. Integration muss so-
wohl in jeder Nation als auch auf interna-
tionaler Ebene angegangen werden. An-
ders gesagt: In unserer globalen Welt ge-
lingt Integration auf nationaler Ebene 
nur, wenn sie auch auf internationaler 
vorankommt.

Integration ist eine Gnade
Das Wort Integration ist der lateinischen 
Sprache entnommen. Das Tuwort „integ-
rare“ bedeutet: heil, unversehrt machen, 
ein Ganzes wiederherstellen. Im Haupt-
wort Integration ist auch „gratia“ – ‚Gna-
de’ enthalten. ‚Integration ist eine Gna-
de’. Verschiedene Gruppen bereichern 
eine Gesellschaft; Integration trägt zur 
Völkerverständigung und zum Weltfrieden 
bei. Integration darf deshalb nicht nur als 
Pflicht gesehen werden. Eine vielfältige, 
integrierte Gesellschaft in versöhnter Ver-
schiedenheit aufzubauen, ist eine loh-
nende Aufgabe für alle Menschen.
Integration gelingt nur, wenn die ver-
schiedenen Personen und Gruppen einer 
Gesellschaft in Achtung und Respekt vor-
einander gegenseitig ihren Wert anerken-
nen und anstreben, eine einige Gesell-
schaft zu bilden. Das gelingt nur in Frei-
heit. Alle staatlichen Systeme, die „Gleich-

heit und Brüderlichkeit“ erzwingen woll-
ten, sind gescheitert und haben viel Leid 
und Unrecht verursacht. Das Axiom der 
französischen Revolution nennt zu Recht 
die „Freiheit“ an erster Stelle, dann folgen 
„Gleichheit und Brüderlichkeit“.

Das Minarettverbot in der 
Schweiz ist fatal
Weil das Verhältnis zum Islam im Rahmen 
der Integration behandelt werden muss, 
sind Abstimmungen wie in der Schweiz, 
ob der Bau von Minaretten und Moscheen 
zugelassen werden soll oder nicht, fatal. 
Sie verhindern die Integration, weil sie 
Emotionen schüren, und sie unterwerfen 
das unverhandelbare Menschenrecht „Re-
ligionsfreiheit“ verhandelbaren Abstim-
mungen. Integration baut auf Kenntnis, 
Respekt und Toleranz; Unkenntnis, Miss-
trauen und Verbote behindern Integrati-
on.

Die Religionen im Rahmen 
der Integration
In diesem Gesamtrahmen des Aufbaus ei-
ner gerechten, friedlichen, solidarischen 

Menschen- und Völ-
kergemeinschaft muss das 
Verhältnis zum Islam gesehen 
werden. Das Verhältnis der Religionen 
ist im Integrationsprozess ein Topthema. 
Die These der Altliberalen, dass die Mo-
derne die Abnahme der Religion zur Folge 
haben werde, ist als falsch erwiesen. Die 
heutigen Psychologen und Soziologen ge-
hen eher vom Gegenteil aus: die Moderne 
beflügelt die Religion. Besonders der Is-
lam ist Nutznießer „der Rückkehr der Re-
ligionen“ (vgl. Ulrich Beck, Der eigene 
Gott. Friedensfähigkeit und Gewaltpoten-
zial der Religionen).

Islam ist nicht gleich Islam
Um ein gutes Verhältnis zum Islam für ei-
ne gerechte, friedliche und solidarische 
Welt zu erreichen, muss davon Abstand 
genommen werden, ihn als eine einheitli-
che Gruppe zu betrachten. Der Islam ist 
ein vielschichtiges Phänomen. Er besteht 
aus über einer Milliarde einzelner Men-
schen. Den Islam, genauer die Mitbürge-
rinnen und Mitbürger islamischen Glau-
bens, z. B. unter dem Blickwinkel der Ta-
liban zu betrachten, ist ungerecht, falsch 
und gefährlich. Es gibt unter den gläubi-
gen Muslimen sehr unterschiedliche Auf-
fassungen, Lebensweisen, Weltanschau-
ungen und sogar Gottesvorstellungen. 
Das Verhältnis zum Islam muss auf der 
grundsätzlichen Anerkennung ihrer Reli-
gion, der Würdigung der einzelnen Gläu-
bigen und mit dem nötigen Unterschei-
dungsvermögen bestimmt werden. Zu-
gleich muss es von bestimmten Vorausset-
zungen geprägt sein, die im Folgenden 
kurz genannt werden sollen.

Integration und die gewachsene 
Kultur der Nationen
Integration muss in den einzelnen Natio-
nen vollzogen werden. Es gibt keine Welt-
gemeinschaft und keinen internationalen 
Einheitsstaat, Gott sei Dank. Die unter-
schiedlichen nationalen Kulturen sind 
eine große Bereicherung für die Weltge-
meinschaft. Deshalb muss Integration 
immer in einer bestehenden und somit 

Das Verhältnis zum Islam  
und die Integration.  

Ein Beitrag von  
Dr. Ludwig Schick,  

Erzbischof von Bamberg.
www.eo-bamberg.de

Christliches Abendland und Islam: 

Dialog als Dauerauftrag
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kulturell geprägten 
Nation geschehen. 
Zur Kultur einer 
Nation gehört 
die Religion 

oder Re-

l igionen 
dazu. Deshalb ist 

eine der wichtigsten Vor-
aussetzungen für jede Integ-

ration, die gewachsene Kultur 
einer Nation anzuerkennen. Zur 

gewachsenen Kultur gehören vor 
allem die Sprache, die Verfassung 

und die Rechtsordnung. Von den ‚hin-
zukommenden Immigranten’ ist die 

Bereitschaft gefordert, sich auf sie ein-
zulassen.

Integration, Menschenrechte 
und Religionsfreiheit
Die allgemeine Anerkennung der Men-
schenrechte, zu denen die Religionsfrei-
heit gehört, ist eine wesentliche Voraus-
setzung für die Integration. Sie müssen 
von allen Bürgerinnen und Bürgern aner-
kannt und dürfen immer nur zugleich für 
sich und alle anderen eingefordert wer-
den. Religionsfreiheit besteht darin, die 
eigene Religion ungehindert praktizieren 
zu dürfen und zuzulassen, dass jeder an-
dere auch seine Religion öffentlich aus-
üben kann.
Dazu sind Kirchen/Moscheen, Versamm-
lungsräume und Religionsdiener nötig. 
Sie müssen frei gebaut und angestellt wer-
den können. Die religiösen Gebäude müs-

sen aber für die Religionsausübung 
und nicht für andere Zwecke gebaut 

werden, zum Beispiel um Dominanz in 
einem Staat zu demonstrieren. Das wäre 
Missbrauch der Religionsfreiheit.
Die Religionsfreiheit ist unteilbar und uni-
versal. Konkret bedeutet das: wenn tür-
kischstämmige Muslime hier in Deutsch-
land Moscheen bauen, was ihnen gestattet 
sein muss, sollten sie zugleich in der Tür-
kei für die Christen das gleiche Recht ein-
fordern. Sonst ist die von der Religions-

freiheit geforderte ‚Gleichheit’ auf 
internationaler Ebene nicht 

gewahrt. Dadurch gibt 
es Missverhält-

nisse und 
Misss t im-
m u n g e n , 
die die Inte-

gration stö-
ren.

Der 
interreligiöse Dialog
Das Verhältnis zum Islam muss vom Dialog 
bestimmt werden. Integration und Ge-
rechtigkeit, Frieden und Solidarität sind 
niemals ‚Besitzstand’. Sie müssen immer 
neu gesucht und errungen werden. Des-
halb ist der Dialog ein Dauerauftrag für 
das Verhältnis zum Islam.
Der Dialog muss auf verschiedenen Ebe-
nen geführt werden:
s �der Dialog des Lebens: Menschen in der 

Nachbarschaft, am Arbeitsplatz, in den 
Schulen, an den Universitäten, müssen 
sich darüber austauschen, warum der 
eine so und der andere so betet. Warum 
er diese oder jene Essensvorschrift ein-
hält, sich so oder so kleidet. Warum der 
eine so heiratet, so sein Familienleben 
gestaltet und seine Kinder erzieht und 
der andere anders. Nur durch den Dia-
log des Lebens kann es Integration von 
der Kinderkrippe bis zum Altenheim 
und Hospiz geben.

s �Der Dialog der Politik muss dem Aufbau 
der Gesellschaft dienen. Bei der Ge-

setzgebung und bei der Gestaltung des 
gesellschaftlichen und sozialen Lebens 
sollten alle Gruppen mitwirken, damit 
alle Vorstellungen zum Tragen kom-
men können. Gettobildung verhindert 
Integration.

s �Drittens muss es den theologischen 
Dialog geben. Auf der Basis ‚von Ver-
nunft und Glauben’ müssen die grund-
legenden Texte der Religionsgemein-
schaften, konkret des Korans oder der 
Bibel, die religiösen Vorschriften und 
Traditionen behandelt werden. Es muss 
ein Dialog der Wahrheit und der Liebe 
sein.

Das Verhältnis zum Islam ist eine Aufgabe, 
der sich keiner entziehen darf. Die Musli-
me müssen auch untereinander den Dia-
log mehr und besser pflegen, und wir 
müssen sie dazu ermutigen.Ein gutes Ver-
hältnis zum Islam ist eine unabdingbare 
Voraussetzung für ein gerechtes, friedli-
ches und solidarisches Zusammenleben in 
Zukunft. Deshalb muss es in Anerkennung 
und Respekt durch ständige Dialogbereit-
schaft gesucht werden.

Die integrative Kraft des Christentums
Das Christentum enthält viele Integrati-
onselemente, die in anderen Religionen 
so nicht vorhanden sind: die Gleichheit 
aller Menschen aufgrund der Schöpfung 
durch den einen Gott, die universale Men-
schenliebe, die auch die Feinde ein-
schließt, den Gewaltverzicht, die Auffor-
derung zum Verzeihen und Versöhnen, 
Freiheit in religiösen Entscheidungen. 
Diese Elemente sind für die Integration 
unabdingbar. Deshalb ist es schade, dass 
das Christentum in unserer Gesellschaft 
derzeit so schwach geworden ist. Eine Be-
sinnung der Christen und Kirchen auf ih-
re eigenen Qualitäten wäre für das Projekt 
„integrierte nationale und internationale 
Menschengemeinschaft“ ein großer Se-
gen. Deshalb muss im guten Sinn die For-
derung eines Buchtitels neu erhoben 
werden: „Christen wollt ihr euch behaup-
ten!“  � w
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Die politische Lage in Deutschland 
stellt sich in diesem Frühjahr für den 
Mittelstand zweigeteilt dar. Froh 

sind wir über die Ablösung der Großen 
Koalition und die Bildung einer bürger-
lich ausgerichteten Bundesregierung aus 
Union und FDP. Damit ist der Richtungs-
wechsel zumindest eingeleitet, wenn-
gleich dies angesichts des enormen „De-
ficit-Spendings“ mit einer Netto-Neuver-
schuldung von rund 100 Milliarden Euro 
für das Jahr 2010 nur bedingt gilt. Aber 
wir sind zuversichtlich, dass die Bundes-
regierung spätestens 2011 Ernst macht 
mit ihrem Konsolidierungskurs und 
wir wieder zu einer angebotsorien-
tierten Wirtschaftspolitik mit der 
Stärkung der privaten Wirtschafts-
kräfte kommen. Trotz des etwas 
verstolperten Starts sind wir mit 
der Regierungspolitik im Grundsatz 
einverstanden.
Ob allerdings unsere beiden Unionspartei-
en CDU und CSU auf dem richtigen Weg 
sind, ist eine andere Frage. Bei der Bun-
destagswahl Ende September wählten nur 
noch 33,8 Prozent der Wähler die Union, 
das schlechteste Ergebnis seit 61 Jahren. 
Trotz des miserablen Wahlergebnisses gibt 
und gab es keine ergebnisoffene Diskus-
sion über Ursachen und Konsequenzen. 
Gefälligkeits-Analysen und eine diffuse 
Neuausrichtung auf neue Wähler beschrei-
ben einen gefährlichen Weg. Jeder Kauf-
mannslehrling lernt bereits zu Beginn 
seiner Ausbildung: Wer die Laufkund-
schaft gewinnen will, darf die Stammkun-
den nicht vergraulen. Für die CDU ist es 

daher sehr riskant, vordringlich auf  Wech-
selwähler zu setzen. Wer die treuen An-
hänger, die Christlich-Sozialen, die Kon-
servativen und die Wirtschaftsliberalen, 
vergrätzt, der läuft Gefahr, sie letztlich 
beide zu verlieren, die Stammwähler und 
die Wechselwähler.
Die Union braucht beide. Das erreicht sie 
aber nicht mit einem Warenhauskatalog, 
aus dem sich jede Gruppe das herauspi-
cken kann, was ihr gefällt, sondern sie 
muss Orientierung, Standfestigkeit und 
Profil bieten. Wenn sich gegenwärtig 13 
Prozent der Wähler Angela Merkel auch an 

der Spitze der SPD vorstellen können, so 
spricht das nicht gerade für einen ge-
schärften Marketing-Auftritt der CDU, 
deren Vorsitzende die Bundeskanzlerin ja 
immerhin ist. Die gegenwärtige Öffnungs-
strategie der CDU mag bei der Vorberei-
tung neuer Koalitionsvarianten auf Bun-
desebene nützlich sein, der Partei in den 
Ländern und Kommunen jedoch könnte 
sie gewaltig auf die Füße fallen. 
 
Auch in dieser Lage kann das Wirtschafts- 
und Gesellschaftskonzept der Sozialen 
Marktwirtschaft einen Weg bieten, näm-
lich eine dem Gesamtwohl dienende und 
Interessenausgleich schaffende Politik zu 
gestalten. Demokratie ist das ständige 

Ringen um die beste Lösung, nicht um 
den breitesten, am bequemsten erzielba-
ren Kompromiss. Konsens darf nicht 
Selbstzweck sein. Konsens ohne eine ihm 
zugrunde liegende Überzeugung ist eine 
leere Hülle, eine Alibiveranstaltung.
Der nordrhein-westfälische Ministerpräsi-
dent Jürgen Rüttgers spricht immer von 
wirtschaftlicher Vernunft und sozialer 
Verantwortung als den zwei Seiten dersel-
ben Medaille. Das sehen wir auch so, bei-
des muss zusammengebunden werden, 
und es hat auch jahrzehntelang funktio-
niert: Unter dem Dach der Volkspartei 

CDU wurden die unterschiedlichen 
gesellschaftspolitischen Zielvor-
stellungen der drei Hauptströmun-
gen christlich-sozial, wirtschaftsli-
beral und wertkonservativ austa-
riert und zu einem integrierten 
Gesamtkonzept geformt. 

Dazu müssen wir zurückfinden, wenn wir 
die bestehenden Probleme meistern wol-
len. Einerseits dürfen wir in unserer Ge-
sellschaft keinen zurücklassen. Keine 
Kinder, keine Alten, keine Schwachen, 
keine Kranken – niemanden. Solidarität 
ist einer der Grundpfeiler unserer Gesell-
schaft. Ohne das Attribut des Sozialen war 
schon für Ludwig Erhard die Marktwirt-
schaft nicht denkbar. Andererseits aber 
dürfen wir, wenn wir die Einheit dieser 
Gesellschaft nicht nur erhalten, sondern 
noch stärken wollen, den Leistungsge-
danken nicht vernachlässigen. Wirt-
schaftlich gesprochen bedeutet dies, dass 
wir Geld, das wir verteilen, zunächst ein-
mal zu erwirtschaften haben. Zwei Zahlen 

Vor der NRW-Wahl am 9. Mai:

Stammwähler oder 
Wechselwähler? – 
Die CDU braucht beide

Politik und Gesellschaft

Im Mai wählt Nordrhein-Westfalen sein Landes- 
parlament. Für die CDU geht es dabei auch um  
die Gestaltungsfähigkeit im Bund. Ein Beitrag  
aus Mittelstandssicht von Dr. Josef Schlarmann.

Der Gesellschaftsentwurf der Sozialen 
Marktwirtschaft schließt ebenso Nach-
haltigkeit und Verantwortung mit ein.
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mögen dazu als Sinnbilder dienen: Allein 
der Bund gibt in diesem Jahr 177 Milliar-
den Euro für Soziales aus. Sozialausgaben 
verschlingen mehr als die Hälfte des 
Haushalts. Auf der anderen Seite sind 
gleich danach die Zinsen, die der Bund für 
Schulden bezahlen muss mit 38 Milliarden 
Euro, der zweitgrößte Posten. Dass die 

Schulden in den letzten Jahren so aus 
dem Ruder gelaufen sind, liegt unter an-
derem auch am Vorrang für das Soziale in 
dieser Zeit.
Der Anteil der Leistungsempfänger unter 
den Wahlberechtigten liegt nach aktuel-
len Zahlen bei 42,3 Prozent – Tendenz 
zunehmend. Es fehlt also nicht mehr viel, 
bis jeder zweite Wahlberechtigte Leistun-
gen vom Staat erhält. Die fortschreitende 
Alterung der Bevölkerung, zunehmende 
Sozialhilfeabhängigkeit von Kindern und 
bereits beschlossene Leistungserhöhun-
gen können zusammen mit einer steigen-
den Arbeitslosigkeit dazu führen, dass in 
Deutschland statistisch betrachtet bald 
ein Erwerbstätiger den Lebensunterhalt 
eines Sozialleistungsempfängers finan-
zieren muss. Um die Nachhaltigkeit des 
Sozialsystems zu sichern, ist darum 
Grundsätzlicheres notwendig, als wach-
sende Armutsrisiken durch Ausweitungen 
von Leistungen zu bekämpfen. 
Auch darauf möchte ich hinweisen: Zwi-
schen 1970 und 2003 stieg die Zahl der 
Ausländer in Deutschland von 3 auf 7,3 
Millionen. Dagegen blieb die Zahl der ver-
sicherungspflichtig beschäftigten Aus-
länder mit 1,8 Millionen konstant. Das 
heißt: Ein Großteil der Einwanderung 
nach Deutschland ging also am Arbeits-
markt vorbei direkt in das Sozialsystem.
Ich weiß, dass es nicht ungefährlich ist, 
in Deutschland eine kritische Haltung zur 

Umverteilung zu haben, obwohl dies 
überhaupt nichts mit Wirtschaftsliberalis-
mus oder Ellbogengesellschaft zu tun hat. 
Denn auch den Hilfsbedürftigen nützt es 
wenig, wenn die Leistungsträger in die 
Knie gehen und die Last der Sozialtrans-
fers nicht mehr schultern können. Wer 
schlachtet schon die Kuh, die er melken 
möchte?
Nur die Soziale Marktwirtschaft in ihrer un-
verfälschten und unverwässerten Ausge-
staltung kann uns helfen, unsere Wirtschaft 
wieder so zu stärken, dass wir auch unseren 
sozialen Verpflichtungen gerecht werden 
können. Dazu aber muss als erstes Leistung 
sich wieder lohnen und belohnt werden. 
Etwas mehr Gemeinsinn und Eigenverant-
wortung könnten nicht schaden. 
Der Gesellschaftsentwurf der Sozialen 
Marktwirtschaft schließt ebenso Nachhal-
tigkeit und Verantwortung mit ein. Er ist 
damit auch durchaus attraktiv für groß-
städtische grün-liberale Milieus, ohne 
dass die Union ihren Markenkern aufgibt. 
Ministerpräsident Jürgen Rüttgers erin-
nert mit Recht an unsere Eltern-Generati-
on, die uns gelehrt hat:
„Lernt und seid anständig. Wisst um Eure 
Möglichkeiten – und kennt Eure Grenzen. 
Schaut nach vorne – und lasst keinen zu-
rück. Dann wird alles gut. Dann werdet Ihr 
in bescheidenem Wohlstand leben.“� w

www.mittelstand-deutschland.de

Dr. Josef Schlarmann (70) ist Bun-
desvorsitzender der Mittelstands- 
und Wirtschaftsvereinigung der 
CDU/CSU und Mitglied des CDU-
Bundesvorstandes. Er gehört kei-
nem Parlament an. Er lebt in Nie-
dersachsen und arbeitet als Steu-
erberater, Wirtschaftsprüfer und 
Rechtsanwalt in Hamburg

Dr. Josef Schlarmann
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Rita Pawelski MdB (Jg. 1948) ist Mitglied der Senioren-Union der CDU, weil...
„ich die immer größer, immer bedeutender werdende Gesellschaftsgruppe der äl-
teren Menschen unterstützen möchte! Ich will damit auch signalisieren: Über 
60 Jahre als zu sein, bedeutet nicht, verbraucht, abgehängt, nutzlos zu sein. Im 

Gegenteil: Die Alten von heute sind 
überwiegend voller Elan und Energie. 
Noch nie hatten wir so gute Möglichkei-
ten, fit und gesund zu bleiben – durch 
gesunde Ernährung, viel Bewegung und 
auch die richtige Pflege. Mit Blick auf 
die demografische Entwicklung unseres 
Landes kann ich nur warnen, die ältere 
Generation leichtfertig und zu früh auf 
die „Ruhebank“ zu schieben: Wir brau-
chen – auch im Arbeitsprozess – die gut 
ausgebildeten, erfahrenen  
und sehr oft hoch motivierten 
Senioren – damit auch sie die 
Zukunft der Jungen sichern!“

WILLKOMMEN
RITA PAWELSKI MdB
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Sehr geehrte Leserinnen und Leser, 
liebe Freunde der Senioren Union, 
NRW steht vor einer Richtungswahl. 

Es geht um viel. Es geht um die Zukunft 
unseres Landes. Es geht darum, ob Jürgen 
Rüttgers seine erfolgreiche Arbeit für ei-
nen Ausgleich zwischen wirtschaftlicher 
Vernunft und sozialer Gerechtigkeit fort-
setzen kann, oder ob wirtschaftlicher Ab-
stieg und soziale Spaltung drohen. Es geht 
darum, ob es mit der CDU weiter stabile 
Verhältnisse gibt, oder ob Nordrhein-
Westfalen demnächst von einem rot-roten 
Chaosbündnis regiert wird. Die Ziele sind 
klar: Die CDU will und muss stärkste poli-
tische Kraft bleiben. Jürgen Rüttgers 
muss Ministerpräsident bleiben. NRW 
muss stabil bleiben. Nur mit der CDU bleibt 
die Einheit der Gesellschaft gewahrt. Rot-
Rot dagegen würde dieses Land spalten. 
Die SPD schließt eine Koalition mit der 
radikalen Linkspartei nicht aus. Ich halte 
dies für einen schweren Fehler. Nach mei-
ner festen Überzeugung braucht es gera-
de in wirtschaftlich schwierigen Zeiten 
einen klaren Kompass. Die Wählerinnen 
und Wähler haben einen Anspruch darauf, 
vor der Wahl zu wissen, wohin die Reise 
gehen soll. Die SPD-Kandidatin wird klipp 
und klar sagen müssen, ob sie mit der 
Linkspartei gemeinsame Sachen machen 
will. 
Die Linkspartei in Nordrhein-Westfalen ist 
radikal aufgestellt. In ihren Köpfen 
herrscht immer noch der Klassenkampf 
des 19. Jahrhunderts. Unsere Soziale 
Marktwirtschaft wird von der Linkspartei 
abgelehnt. In einem ihrer Strategiepapie-
re heißt es: „Wir wollen die reiche Klasse 
ökonomisch und ideologisch schwächen, 
um sie politisch zu besiegen.“ Die Links-
partei will mit ihrer Politik „schwächen“ 
und „besiegen“, anstatt zu fördern und zu 
helfen. Die Politik der Linken ist auf Sozi-
alneid und auf die Spaltung der Gesell-
schaft angelegt. Die sogenannte „reiche 

Klasse“ fängt für die Linkspartei bereits 
beim kleinen Eigenheimbesitzer 

an. Wer sich jahrelang ein klei-
nes Häuschen vom Munde 
abgespart hat, soll nach dem 

Willen der Linkspartei enteignet werden. 
In ihrem Wahlprogramm hat die Linkspar-
tei beschlossen: „Mit dem zersplitterten 
Hausbesitz kleiner Immobilieneigentü-
merinnen und -eigentümer … lässt sich 
der notwendige Stadtumbau kaum gestal-
ten. Erforderlich sind Eigentümerinnen 
und Eigentümer, die über ihr aktuelles 
Interesse hinaus denken“. Daneben will 
die Linkspartei den Verfassungsschutz 
abschaffen und das Betäubungsmittel-
recht deutlich liberalisieren. Von einem 
„Recht auf Rausch“ war die Rede. Sie for-
dert: „Die Legalisierung von Cannabis soll 
ein erster Schritt sein.“ Außerdem ist die 
Linkspartei für die „Einführung einer Un-
terrichtseinheit ‚Genuss- und Rauschmit-
telkunde’ an den nordrhein-westfälischen 
Schulen“ und für die Festlegung von 
Grenzwerten, die eine „Teilnahme am Stra-
ßenverkehr bei Cannabiskonsum“ erlau-
ben. Geht es nach dem Willen der Links-
partei, so kann demnächst jedes Kind 
Haschisch im Supermarkt kaufen. 
Personell besteht die Linkspartei in Nord-
rhein-Westfalen aus Chaoten, Spaltern 
und Radikalen. Die Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung beschrieb den Landesverband 
als einen „wild gemischten Hort aus Fun-
damentalisten [und] Systemgegnern“. 
Führende Vertreter der Partei laufen mit 
T-Shirts herum, auf denen „Radikalinski“ 

steht. Die übergroße Mehrheit 
der Mitglieder gehört zur soge-
nannten „antikapitalistischen Linken“ 
oder zur „sozialistischen Linken“. Die 
Düsseldorfer Bundestagsabgeordnete 
Sahra Wagenknecht ist sogar Vorsitzende 
der „Kommunistischen Plattform“. Es ist 
ein Skandal, dass die SPD eine Koalition 
mit der Linkspartei trotz allem nicht aus-
schließen will. Stattdessen werden Nebel-
kerzen gezündet. Man suche – so eine 
Worthülse – die Auseinandersetzung, 
nicht die Zusammenarbeit. Aber die Aus-
einandersetzung findet nicht statt. Was 
soll das bedeuten? 
Spätestens nach dem unerhörten Wort-
bruch von Frau Ypsilanti in Hessen weiß 
jeder, was die Beteuerungen der SPD in 
Sachen Rot-Rot wert sind. Die Sozialde-
mokraten können die Finger einfach nicht 
von der Linkspartei lassen und wollen mit 
ihrer Hilfe an die Macht. Den Boden dafür 
hat die Vorsitzende der SPD in Nordrhein-
Westfalen schon lange bereitet. Stück für 
Stück hat sie sich an die Linkspartei her-
angerobbt. Sie hat die SPD von der Mitte 
weg- und an die Linkspartei herangeführt. 
Die SPD hat ein Wahlprogramm beschlos-
sen, dass sich wie ein schriftliches Koali-
tionsangebot an die Linkspartei liest. Rot-
Rot ist sich einig: Mitten in der schwers-
ten Wirtschafts- und Finanzkrise seit Be-
stehen der Bundesrepublik wollen SPD 
und Linkspartei saftige Steuererhöhun-
gen durchziehen, die Staatsausgaben 
kräftig erhöhen, Gymnasien, Real- und 
Hauptschulen schließen und die Einheits-
schule einführen. 
Die Pläne der SPD, zusammen mit der 
Linkspartei kräftig an der Steuerschraube 
zu drehen, würden das Wirtschaftswachs-
tum ersticken. Noch vor einem Jahr warn-
te beispielsweise SPD-Kanzlerkandidat 
Frank-Walter Steinmeier: „Höhere Steuern 
wären Gift für die Konjunktur. Deswegen 
stehen sie nicht zur Debatte“ (Bild-Zei-
tung, 18.11.2008). Heute will die SPD da-
von nichts mehr wissen. Getrieben von der 
Linkspartei schlägt sie alle Warnungen in 
den Wind und beschließt mit ihrer Steu-
ererhöhungsorgie jede Menge „Gift für die 
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Konjunktur“. Rot-Rot ist ein Krisenver-
schärfungsprogramm. Wer jetzt die Wirt-
schaft und die Bürgerinnen und Bürger 
weiter belasten will, erstickt die Wachs-
tumskräfte und verlängert die Krise. SPD 
und Linkspartei wollen gegen die Wirt-
schaft aus der Krise kommen. Die CDU 

hingegen weiß: Wir können nur gemein-
sam mit der Wirtschaft und den Arbeit-
nehmern aus der Krise kommen. 
Rot-Rot steht für wachsende Staats-
ausgaben. Die SPD hat einen regel-

rechten Wettlauf mit der Linkspartei 
um die teuersten Wahlversprechen begon-
nen. Über 30 Milliarden Mehrausgaben 
stehen im SPD-Wahlprogramm. Eine Zei-
tung schrieb zu diesem Überbietungs-
wettbewerb: „Die SPD muss aufpassen, 
dass sie mit ihrem Wahlprogramm nicht 
den absurden Wünsch-dir-was-Ideen der 
Linkspartei folgt.“ (Westfalenpost, 
15.01.2010). Bei diesem rot-roten „Hase-
und-Igel-Spiel“ wird die SPD immer der 
Hase sein. Die Presse beurteilte die SPD-
Pläne für Nordrhein-Westfalen eindeutig: 
s �„Teure Ideen“ (Kölnische Rundschau 

online, 14.1.2010).

s �„SPD-Programm zur Landtagswahl sieht 
teure Maßnahmen und höhere Steuern 
vor“ (Westfalenpost, 15.1.2010).

s �„NRW-SPD zieht mit teuren Plänen in 
den Landtagswahlkampf“ (Aachener 
Zeitung, 15.1.2010).

s �„SPD will in NRW Gewerbesteuer anhe-
ben“ (Westfalenpost, 15.1.2010). 

s �„NRW-SPD will Vermögenssteuer“ (Köl-
nische Rundschau online, 14.1.2010).

Ein rot-rotes Chaosbündnis würde den Nie-
dergang für Nordrhein-Westfalen bedeu-
ten. Ein Blick über die Landesgrenzen hin-
aus zeigt doch eindeutig: wo Rot-Rot re-
giert, geht’s steil bergab. Seit 2002 wird 
Berlin von Rot-Rot regiert. Eine aktuelle 
Studie der Bertelsmann Stiftung belegte 
jetzt, dass das Armutsrisiko dort am höchs-
ten ist. Jeder fünfte Berliner lebt von staat-
lichen Transferleistungen. Gymnasialplätze 
werden dort verlost. Vor einem Jahr wand-
ten sich 68 Berliner Schulleiter hilfesu-
chend an das Kanzleramt, weil ihr Stadtbe-
zirk „vor seinem bildungspolitischen Aus 
steht“. Seit kurzem wird auch Brandenburg 
von Rot-Rot regiert. Seitdem hat der Ruf 
des Landes arg gelitten. Kaum ein Tag ver-

ging, an dem nicht über einen neuen „Sta-
si-Fall“ berichtet wurde. Und der von der 
Linkspartei gestellte Justizminister wei-
gert sich beharrlich, die DDR einen Un-
rechtsstaat zu nennen. 20 Jahre nach dem 
Fall der Berliner Mauer wiegt das Erbe der 
SED bleischwer. Ich halte es schlichtweg 
für skandalös, was in den rot-rot regierten 
Ländern vor sich geht. 
Ein Blick auf SPD und Linkspartei macht 
eines klar: Rot-Rot ist ein Abstiegspro-
gramm. Nordrhein-Westfalen kann sich 
ein solches Chaos-Bündnis nicht leisten. 
Rot-Rot hätte auch dramatische Folgen 
für den Bund. Aufgrund seiner Größe und 
seiner industriellen Stärke ist unser Land 
ein entscheidender Wachstumsmotor für 
Deutschland. Rot-Rot würde diesen Motor 
abwürgen und Deutschlands Fahrt mitten 
in der Wirtschaftskrise zusätzlich verlang-
samen. Das muss verhindert werden. 
Kämpfen Sie deshalb, in den kommenden 
Wochen bis zur Landtagswahl mit aller 
Kraft dafür, dass NRW stabil bleibt!� w

Weitere Infos: www.cdu-nrw.de
www.nrw-fuer-ruettgers.de
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Souverän: Herr Pöttering, Sie haben 30 
Jahre lang Europapolitik mitgestaltet. 
Wie würden Sie im Rückblick urteilen? 
Europa – eine Erfolgsstory?
Pöttering: Auf jeden Fall: Damals 1979, 
bei der ersten Direktwahl des Europäi-
schen Parlaments, bestand die Europäi-
sche Gemeinschaft aus neun westeuropä-
ischen Staaten. Heute sind in der Europä-
ischen Union 27 Völker zusammenge-
schlossen. Die Europäische Union ist so 
erfolgreich, dass die Beitrittskandidaten 
nach dem Fall des Eisernen Vorhangs 
Schlange standen. Das Europäische Parla-
ment, das 1979 keinerlei legislative Be-
fugnisse hatte, ist heute gleichberechtig-
ter Gesetzgeber mit dem Ministerrat. Der 
Prozess der europäischen Einigung hat 
unseren Alltag zum Besseren verändert. 
Viele Annehmlichkeiten sind so selbstver-
ständlich geworden, dass sie heute kaum 
mehr auffallen. Aber gerade die Älteren 
erinnern sich noch daran, mit welch mü-
hevollen bürokratischen Prozeduren frü-
her Geldüberweisungen nach Italien oder 
Warenbestellungen in Frankreich waren. 
Die europäische Einigungspolitik, die im 
Kern Friedenspolitik ist, eine große Er-
folgsstory.

Wie sehen Sie Ihre Aufgabe in der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung, wiederum eine 
interessante Aufgabe?
Der Vorsitz der Konrad-Adenauer-Stiftung 
ist eine herausfordernde und anspruchs-
volle Aufgabe. Meinem Vorgänger Bern-
hard Vogel bin ich dankbar für sein großes 
Engagement. Er bleibt uns als Ehrenvor-
sitzender erhalten. Der Auftrag der Stif-
tung ist die Förderung von Demokratie, 

Rechtsstaatlichkeit und Menschenrech-
ten durch politische Bildungsarbeit und 
Politikberatung im Inland wie im Ausland. 
Unser Archiv dokumentiert und erforscht 
die Geschichte der Christlich-Demokrati-
schen Bewegung. Über 2600 begabte jun-
ge Menschen fördern wir mit einem Sti-
pendium. Mit ihren beiden Zentralen in 
St. Augustin bei Bonn und in Berlin, den 
16 Bildungswerken und den 78 Auslands-
büros, in denen insgesamt über 600 Mit-
arbeiter beschäftigt sind, hat die Stiftung 
ihre Netze weltweit gespannt. Meine Er-
fahrungen aus der Europapolitik, aber 
auch als langjähriger CDU-Kreisvorsitzen-
der kann ich in diese vielfältige Arbeit 
einbringen. 

Welche inhaltlichen Schwerpunkte, v.a. 
bei der Politikberatung, wollen Sie bei 
Ihrer Arbeit für die KAS setzen?
Drei Schwerpunkte erscheinen mir beson-
ders wichtig: 1. Demokratieförderung. In 
Spanien und Portugal hat die Stiftung bis 
heute einen besonders guten Ruf, da die 
Menschen nicht vergessen haben, wie ent-
schlossen sich die KAS in den 1970er-
Jahren für die Überwindung der Diktatu-
ren in diesen Ländern eingesetzt hat. An 
dieses Wirken möchte ich anknüpfen – et-
wa in Weißrussland, wo ich bei meiner 
ersten Auslandsreise als KAS-Vorsitzender 
Mitte Februar mit oppositionellen Bürger-
rechtlern zusammentraf. 2. Dialog der 
Kulturen: In einer globalisierten Welt wird 
der interkulturelle und interreligiöse Aus-
tausch über gemeinsame Wertvorstellun-
gen immer wichtiger. 3. Klimaschutz: Die 
Bewahrung der Schöpfung ist ein christli-
ches Anliegen, für das wir uns weltweit 

einsetzen müssen. Wer sollte es wahrneh-
men, wenn nicht eine CDU-nahe Stiftung?

Es fällt auf, dass die Angebote zur poli-
tischen Bildung in Deutschland immer 
weniger genutzt werden. Werden Sie mit 
Hilfe der KAS versuchen, daran etwas zu 
ändern?
Die Erwartungen und das Verhalten derer, 
die wir mit unseren Angeboten anspre-
chen wollen, haben sich gewandelt. Un-
sere Zeit ist schnelllebiger, elektronische 
Medien haben die Art, wie wir uns Infor-
mationen beschaffen, verändert. Darauf 
müssen wir uns einstellen und entspre-
chend werden wir unsere Bildungsarbeit 
darauf ausrichten. Es liegt auf der Hand, 
dass dabei dem Internet ein hoher Stel-
lenwert zukommen wird. Mit der Schaf-
fung einer Online-Akademie etwa wollen 
wir neue Zielgruppen erreichen. Aber 
auch die „Klassiker“ der Bildungsarbeit 
bleiben wichtig, wobei wir unsere Ange-
bote spezifischer auf die veränderten Er-
wartungen zuschneiden müssen.

Zu den satzungsmäßigen Aufgaben der 
KAS gehört auch die Förderung der in-
ternationalen Zusammenarbeit. Wo wür-
den Sie hier Ausrufezeichen setzen?
Ganz klar: Internationale Partnerschaft 
stärken! Zwei Beispiele: Durch die welt-
weite Wirtschaftskrise ist das Interesse an 
den Prinzipien der Sozialen Marktwirt-
schaft gestiegen. Wir müssen für dieses 
nachhaltige Wirtschaftsordnungsmodell 
werben und uns dafür internationale Part-
ner suchen. Daneben ist es nach der Kli-
makonferenz von Kopenhagen wichtig, 
eine internationale Allianz derer zu bil-
den, die den Klimaschutz effektiv voran-
bringen wollen. Hier hat das Europäische 
Parlament in meiner Zeit als Präsident 
wichtige Impulse gesetzt. Dabei haben wir 
gut mit Bundeskanzlerin Angela Merkel 
und der Bundesregierung zusammengear-
beitet. Darauf kann die KAS in ihrer Aus-
landsarbeit aufbauen. www.kas.de� w

Wechsel an der KAS-Spitze: 

Online-Akademie  
für neue Zielgruppen
Hans-Gert Pöttering, seit 1979 Mitglied des Europäischen 
Parlaments und von 2007 bis 2009 dessen Präsident, wurde 
im Dezember als Nachfolger von Bernhard Vogel zum Vor- 
sitzenden der Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS) gewählt.  
Souverän sprach mit ihm über seine Pläne im neuen Amt.
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Gegenstand des Programms war die 
zukünftige Gestaltung der deutsch-
israelischen Beziehungen, welche 

die deutschen Teilnehmer gemeinsam mit 
hochrangigen israelischen Vertretern aus 
Politik und Gesellschaft diskutierten.
Auf dem viertägigen Programm standen 
neben dem Besuch der Holocaust-Ge-
denkstätte Yad Vashem zahlreiche politi-
sche Gespräche u. a. mit dem ehem. isra-
elischen Botschafter in Deutschland Avi 

Primor, mit Knesset-Abgeordneten sowie 
israelischen Akademikern. Darüber hin-
aus waren Gespräche mit Vorstandsmit-
gliedern von israelischen und palästinen-
sischen Organisationen wie beispielswei-
se dem „Israel/Palestine Center for Re-
search and Information” (IPCRI) Teil des 
Programms.
Bei einem Treffen, das auf Einladung der 
israelisch-deutschen Parlamentariergrup-
pe in der Knesset stattfand, erörterten 

Knesset-Abgeordnete gemeinsam mit ih-
ren deutschen Kollegen sicherheits- und 
gesellschaftspolitische Themen sowie die 
Frage, ob und inwiefern nach den Bun-
destagswahlen Veränderungen in der 
deutschen Außenpolitik in ihrer Haltung 
zu Israel zu erwarten sind. Dabei betonten 
die deutschen Teilnehmer des Programms 
die Kontinuität der deutschen Außenpo-
litik gegenüber Israel auch unter der neu-
en schwarz-gelben Regierung. Deutsch-
land werde – nach wie vor – einer der 
wichtigsten und verlässlichsten Partner 
Israels bleiben.
Die Knesset-Abgeordneten betonten 
nachdrücklich ihre Besorgnis angesichts 
der nuklearen Bedrohung durch den Iran, 
die sich keineswegs nur auf Israel richte, 

Eine Delegation des Führungsspitze der Senioren-Union  
Deutschlands reiste im Oktober des vergangenen Jahres  
nach Israel, um an einem Dialogprogramm für deutsche  
und israelische Politiker teilzunehmen.

Deutsch-israelischer Dialog:

Neue Weichenstellungen

Die Delegation 
der Senioren-
Union vor der 
Knesset in 
Jerusalem



 

  

sondern vielmehr auch auf die 
gesamte westliche Welt erstre-
cke. Es sei daher wichtig, dass 
die internationale Staatenge-

meinschaft zu einer klaren 
und entschiedenen Haltung 
gegenüber dem Iran komme. 
Dabei wurde auch diskutiert, 

welche Rolle Deutschland und 
Europa hierbei spielen kön-
nen.

Verstärktes sicher-
heitspolitisches 
Engagement

Mit Bezug auf den festgefah-
renen Friedensprozess wurde 
die Meinung vertreten, dass 
ein stärkeres sicherheitspoli
tisches Engagement Deutsch-
lands, Europas und der USA 
die notwendige Grundvor-
aussetzung für einen zu-
künftigen Frieden im Nahen 
Osten sei: Durch ihre Sicher-
heitsgarantien für den Staat 
Israel würde Israel in die La-
ge versetzt, sich vermehrt für 
die Gründung eines palästi-
nensischen Staates einsetzen 
zu können. 
Von israelischer als auch von 
palästinensischer Seite wur-
de die zentrale Rolle der Ar-
beit deutscher und europäi-
scher Institutionen für die 
Wiederaufnahme des Frie-
densprozesses hervorgeho-
ben. Organisationen wie bei-
spielsweise die in Israel als 
auch in den Palästinensi-

schen Autonomiegebieten  
tätige Konrad-Adenauer-Stif-
tung könnten vor allem die 
Zivilgesellschaft erreichen 
und dort die Bereitschaft zum 
Dialog maßgeblich unter
stützen. 
In intensiven Gesprächen und 
Begegnungen wurden die ge-
wachsenen positiven Bezie-
hungen zwischen Deutschland 
und Israel hervorgehoben und 
neue Weichenstellungen für 
die Gestaltung der zukünfti-
gen Beziehungen diskutiert. 
Zahlreiche positive Rückmel-
dungen seitens der deutschen 
und israelischen Teilnehmer 
machen das starke Interesse 
am Ausbau der Beziehungen 
deutlich und unterstreichen 
die Wichtigkeit solcher Dialog-
programme. Somit hat das Pro-
gramm einen wesentlichen 
Beitrag zur Stärkung und Ver-
tiefung der Kontakte zwischen 
deutschen und israelischen 
Parlamentariern und Entschei-
dungsträgern geleistet. 

Christian Deppe, 
Projektassistent Konrad- 
Adenauer-Stiftung, 
Jerusalem w

Ausspannen und genießen... im Herzen von 
Kaltern a. d. Weinstraße in Südtirol 
Ihre Oase mitten im beschaulichen Genussdorf Kaltern  
Entspannen Sie sich am Pool mit Blick über die Dächer des Weindorfes 
auf die mediterran alpine Landschaft, lassen Sie sich verwöhnen mit 
Massagen von unserem Wellness Team, gönnen Sie sich ein schönes 
Glas Wein der heimischen Winzer

Unser Pauschalangebot:
Entspannungswochen im Hotel Goldener Stern ****
Vom 16. Juli bis 1. November 2010
Nutzen Sie die Ruhe und Schönheit von Kaltern für ein paar Tage voller 
Entspannung und Erlebnissen für alle Sinne! Ein entspannter Nachmit
tag am Pool, wohltuende Massagen und Behandlungen bei unserer 
Fachkraft Irene und Abends vielleicht noch ein schönes Glas Wein als 
krönender Abschluss des Tages

Leistungen: 7 Übernachtungen mit Frühstück vom Buffet
 Benutzung des gesamten Wellnessbereichs
 1 wohltuende Ganzkörpermassage (ca  55 Minuten)
 2 entspannende Teilkörpermassagen (ca  25 Minuten)
 1 Begrüßungsgetränk an unserer Hotelbar
Preis: ab 576,00 € in unserem Doppelzimmer „zum Sterngassl“

Oder mit unseren weiteren Genusspaketen
  mehr dazu unter www goldener stern it

Hotel Goldener Stern,
Andreas Hofer Str  28  39052 Kaltern
Tel  +39 0471 963153

In der 
Gedenkstätte 

Yad Vashem

Beim Entzünden  
der Gedenkflamme 
in Yad Vashem







 CIn den vergangenen Wochen wurde im-
mer wieder in den Medien über die 
Gründung des AEK- Arbeitskreis Enga-

gierter Katholiken in der CDU - und des CSK 
in der CSU berichtet. Viele der Berichte 
zielten darauf ab, in dieser Gründung eine 
Gegenbewegung zu der jeweiligen Partei-
führung in CDU und CSU zu sehen. Das ist 
jedoch falsch. Beide Initiativen sind viel-
mehr Ausdruck einer Besorgnis über das 
künftige Profil der Union als Volkspartei. 
Die Anhänger kommen alle aus den Reihen 
von CDU und CSU und haben auch nicht 
vor, eine eigene Partei zu gründen, son-
dern wollen ihren Platz innerhalb der Uni-
on finden.
Welche Ziele stecken sich diese beiden In-
itiativen? Zunächst geht es den Initiatoren 
darum, die Wähler aus dem katholischen 
Bereich, die bei den letzten Wahlen die 
Union nicht mehr gewählt haben, zurück-
zugewinnen. Ganz entscheidend ist sicher-
lich der Ausgang der vergangenen Bundes-
tagswahl. So sehr wir uns auch über den 
Sieg der bürgerlichen Mehrheit gefreut ha-
ben, das Ergebnis täuscht. In Wirklichkeit 
haben CDU und CSU bei den Wählerinnen 
und Wählern deutlich an Akzeptanz verlo-
ren. Die Unionsparteien sind bei den letz-
ten Bundestagwahlen weit unter 40 Pro-
zent geblieben. Sicherlich, die Kanzlerin 
hat einerseits große Sympathiewerte in der 
Bevölkerung. Andererseits aber hat sie die-
se Spitzenwerte an Beliebtheit ganz offen-
sichtlich doch nicht auf die Partei übertra-

gen können. Eine Million Wähler, darunter 
vor allem Katholiken, die früher ihre Stim-
me der Union gaben, blieben weg. Das 
schmerzt insbesondere mit Blick auf die 
Katholiken. Sie waren bislang die treues-
ten Unionswähler. Und es darf nicht sein, 
dass der Eindruck entsteht, dass man die-
ses für die C-Parteien so unentbehrliche 
Klientel immer weniger beachtet oder dem 
„C“ und dem explizit Katholischen inner-
halb der Partei zu wenig Bedeutung bei-
misst. Dies ist wohl das Hauptmotiv der 
Initiatoren: die Katholiken, die die Union 
verloren hat, wieder zurückzugewinnen. 
Niemand übersieht, dass wir mehr und 
mehr in einer entchristlichten Gesellschaft 
leben. Deshalb muss die Union, will sie 
Volkspartei bleiben, die Akzente ihrer Po-
litik danach ausrichten. Viele Mitglieder 
und potenzielle Wähler der Union gewin-
nen aber den Eindruck, dass die Bedeutung 
des „C“ dabei verblasst. Eine Volkspartei 
verliert an Profil, wenn sie glaubt, sie müs-
se sich mit einem Bauchladen an politi-
schen Themen bei allen möglichen Grup-
pierungen anbiedern. 
Die Wähler werden dann am Ende abwan-
dern, weil sie sich in diesem Sammelsu-
rium an Themen und Standpunkten nicht 
mehr wiederfinden. An dieser Stelle 
möchten die Initiatoren einen Beitrag 
leisten, um die richtigen Akzente inner-
halb der Union für diese bröckelnde Basis 
zu setzen. Eine Volkspartei braucht ein 
klares Profil, sonst verliert sie an Vertrau-

en und rutscht ins Uferlose ab, wie das 
bei der SPD zu beobachten ist.
Die Politik der Union wurde immer schon 
von Protestanten wie Katholiken bestimmt. 
Aber auch Kirchenferne und Nichtchristen 
haben die Union trotz des „C” gewählt. Das 
Alleinstellungsmerkmal „C” der Unionspar-
teien hat nicht geschadet. Vielmehr hat 
gerade dieses Alleinstellungsmerkmal die 
Union zur erfolgreichsten Partei in 
Deutschland und Europa gemacht. Dies 
deshalb, weil die Glaubensinhalte, wie die 
Würde des Menschen, das Recht auf Leben 
vom Anfang bis zum Ende, das Subsidiari-
tätsprinzip – um nur einige zu nennen – 
auch Andersgläubigen und Nicht-Glauben-
den plausibel zu machen sind. 
Es reicht aber nicht, mit gewohnter Unions-
rhetorik hier und da auf unsere „christlich-
abendländischen Werte“ aufmerksam zu 
machen. Vielmehr sollte es daher vor allem 
Sache des evangelischen Arbeitskreises 
und der neu gegründeten beiden katholi-
schen Initiativen in CDU und CSU sein, die 
katholische Soziallehre und die evangeli-
sche Sozialethik in die politische Ausein-
andersetzung einzubringen. Oberste Prio-
rität muss es sein, das Bewusstsein dafür 
wach zu halten, dass unsere Kultur ihre 
Prägung vom Christentum hat, dass unser 
Staatswesen sein Fundament dem Chris-
tentum verdankt. Der Kerngehalt der Ge-
staltung unserer Zukunft muss deshalb 
christlich bleiben. Dafür gilt es zu streiten. 
So bleibt die Union Volkspartei, weil sie so 
nicht in Gefahr ist, Klientelpolitik zu be-
treiben. So bleiben die Unionsparteien 
mehrheitsfähig.   �www.norbert-geis.de  w

Politik und Gesellschaft

Katholiken in der Union: 

Das „C“ nicht 
verblassen lassen
Ein Beitrag von Norbert Geis, Bundestagsabgeordneter der CSU 
aus Aschaffenburg. Geis ist u. a. Mitglied im Kuratorium des Fo-
rums Deutscher Katholiken und gehört zu dem Gründerkreis der 
Initiative CSK - Christlich-Soziale Katholiken in der CSU und des 
AEK - Arbeitskreis Engagierter Katholiken in der CDU. Beide In-
itiativen befinden sich in der Gründungsphase, haben sich also 
noch nicht konstituiert, d. h., haben noch keine Mitgliederver-
sammlung mit Wahlen abgehalten. Die Konstituierung des CSK 
in Bayern ist am 06.03.2010 in München erfolgt. 



Auf dem Berliner Parkett:

Immer im Gespräch…

aus der Senioren-Union

Abendessen mit dem neuen  
Generalsekretär der CDU,  
Hermann Gröhe, in der  
Deutschen Parlamentarischen 
Gesellschaft anlässlich der 
Neujahrs-Bundesvorstandssit-
zung am 19. Januar: (v.r.n.l.) 
Leonhard Kuckart, Landesvor-
sitzender der Senioren-Union 
Nord-rhein-Westfalen, Bundes-
vorsitzender Prof. Dr. Otto 
Wulff und Generalsekretär  
Hermann Gröhe MdB

Die Senioren-Union ist ein 
gefragter Gesprächspartner 

und immer wieder auch 
Motor für den Austausch 

zwischen den Generationen 
und Vereinigungen. Hier 

ein Kaleidoskop der ersten 
Wochen im neuen Jahr.
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Willkommene Gäste bei der 
Bundesvorstandssitzung der 

Senioren-Union am 20. Ja-
nuar im Konrad-Adenauer-

Haus: Mechthild Löhr, Bun-
desvorsitzende der Christde-
mokraten für das Leben e.V. 

(CDL), und Hubert Hüppe 
MdB, stellvertretender Bun-
desvorsitzender der Christ-
demokraten für das Leben 

und Beauftragter der  
Bundesregierung für  

die Belange von Menschen 
mit Behinderungen.

Senioren-Union-Mitglied 
NRW-Landeswirtschafts-

ministerin Christa  
Thoben, auch Stellvertre-
tende CDU-Landesvorsit-

zende in Nordrhein-West-
falen, machte bei dem 

Mitarbeiterteam der Se-
nioren-Union-Bundesge-

schäftsstelle in  
der vierten Etage im Kon-

rad-Adenauer-Haus zu 
Jahresbeginn einen fröh-

lichen Kurzbesuch.

Ebenfalls zu Gast bei der  
Bundesvorstandssitzung  
am 20. Januar: Gottfried  
Ludewig, damaliger Bundes-
vorsitzender des RCDS und 
Younes Oua-qasse, Bundes-
vorsitzender der  
Schüler-Union







aus der Senioren-Union

Weihnachtsfeier: Über 170 Mitglieder der 
Senioren-Union Aschendorf-Hümmling 
konnte Kreisvorsitzender Robert Segna 
am Mittwoch, 9. Dezember, anlässlich der 
Weihnachtsfeier des Kreisverbandes im 
Waldhotel Surwold begrüßen. Als Gäste 
begrüßte er besonders den Generalvikar 
des Bistums Osnabrück Theo Paul, der den 
Festvortrag zum Thema „Die Senioren sind 
auch nicht mehr die Alten“ hielt. Die Bun-
destagsabgeordnete Gitta Connemann 
gab einen kurzen Bericht über ihre Arbeit 
in Berlin. Ein großes Lob sprach sie der 
Senioren-Union aus, die sie im Bundes-
tagswahlkampf hervorragend unterstützt 
habe. Höhepunkt der Veranstaltung war 
der Auftritt der Liedertafel „Erholung“ aus 
Aschendorf, die mit mehreren Liedbeiträ-
gen die Mitglieder der Senioren-Union be-
geisterte. Kreisvorsitzender Robert Segna 
wies daraufhin, dass zahlreiche Sänger des 
Chores der Senioren Union angehören. 

Erlebnisreiche Tage in Kitzbühel: Mit  
40 Mitgliedern unternahm die Senioren-
Union Wolfsburg ihre diesjährige Mehrta-
gesfahrt nach Kitzbühel. Ziel des ersten 
Tages und Ausgangspunkt für alle Tages-
ausflüge war das im Tiroler Landhausstil 
eingerichtete und familiär geführte Alpen-
hotel am idyllischen Schwarzsee in Kitz-
bühel. Die Reisegruppe besuchte in den 
Folgetagen die Ferienregion Hohe Salve, 
den Obersalzberg, Kufstein, Reit im Win-
kel, Innsbruck und das wunderschöne 
Salzburg. Der letzte Tag stand ganz im Zei-
chen von Kitzbühel. Nach einer ausführli-
chen Stadtführung konnte man das ein-
zigartige Flair dieser Stadt genießen.
Am achten Tag hieß es dann Abschied 
nehmen von einem traumhaften Alpenur-
laub, der von der Vize-Vorsitzenden Erika 
Koegel hervorragend organisiert war.

Die Senioren-Union Wolfsburg besuchte 
im Rahmen ihres Alpenurlaubs auch das 
Schloss Mirbell in Salzburg.

An der Ostseeküste: Zu einer viertägigen 
Informationsreise hatte die Senioren- 
Union Aschendorf-Hümmling nach 
Greifswald, auf die Insel Usedom und nach 
Stettin, heute Szczecin/Polen, eingela-
den, an der 65 Mitglieder teilnahmen. An-
getan waren die Mitglieder über die präch-
tige norddeutsche Backsteingotik auf dem 
Marktplatz in Greifswald. Auf Usedom wur-
de die Ostseebäder Zinnowitz, Koserow, 
Hegeringsdorf und Ahlbeck mit ihren im-
posanten Seebrücken besucht. Den Höhe-
punkt der Reise bildete ein Abstecher nach 
Stettin, der historischen Hauptstadt West-
pommers. Auf Grund der bewegten Ge-
schichte wechselte die Stadt mehrere Ma-

le ihre Staatsangehörigkeit und befand 
sich unter schwedischer, deutscher und 
heute polnischer Herrschaft. Auf einer 
Stadtrundfahrt besuchten die Teilnehmer 
die wichtigsten und wertvollsten Bauwer-
ke: Auf der Rückfahrt ins Emsland machte 
man einen mehrstündigen Stopp in Ros-
tock, wo nach einer Standrundfahrt auch 
noch Hafen und Innenstadt besichtigt 
wurden.
 

Unvergessliche Tage in Berlin: 43 Pulhei-
mer CDU-Senioren verlebten im Oktober 
fünf unvergeßliche Tage in Berlin. Reich 
war das Programm: Besichtigung des 
Brandenburger Tors, Bummel auf der Stra-
ße  „Unter den Linden“, Hotel Adlon, Ma-
dame, Toussot´s Wachsfigurenkabinett, 

 Notizen 3

Helga Hammer (2.v.r.), Vorsitzende des Landesverbandes der Senioren-Union 
Rheinland-Pfalz und weitere Vorstandsmitglieder, zu Gast bei Fraunhofer. 

Im intelligenten Haus der Zukunft: Anlässlich einer Vorstandssitzung der Senioren-
Union Rheinland-Pfalz in Kaiserslautern besuchte der Vorstand mit der Vorsitzenden 
Helga Hammer das Fraunhofer Institut für experimentelles Software Engineering 
(IESE), um sich einen Überblick über die Möglichkeiten eines selbstbestimmten Woh-
nens auch im Alter zu verschaffen. Die „elektronischen Heinzelmännchen im intelli-
genten Haus der Zukunft“ werden im Institut in einer zu Testzwecken errichteten 
Zwei-Zimmer-Wohnung mit Wohn- und Schlafzimmer, Küche und Bad eingebaut und 
getestet. So können z. B. über Sensoren unter dem Teppichboden Bewegungen in der 
Wohnung oder auch Stürze usw. nachvollzogen werden, oder über Sensoren unter der 
Matratze der Blutdruck und Puls gemessen werden und bei Bedarf per Notruf über-
mittelt werden. Vorgestellt wurde u.a. auch die Entwicklung von Software-Systemen, 
wichtig besonders für sicherheitskritische Anwendungen im Auto, Flugzeugen oder 
in der Medizintechnik. Das 1996 gegründete IESE forscht mit 200 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern in diesem Bereich, stellt der Industrie neue Entwicklungsverfahren 
bereit und erschließt innovative Anwendungen in den Bereichen Wohnen, Gesundheit 
und Energie.

Die Reisegruppe der SU Aschendorf-
Hümmling auf Usedom.
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Reichstag etc. Am 2. Tag gab eine Stadt-
rundfahrt Anlass zum Staunen über die 
Dimensionen der Bundeshauptstadt: 
West–Ost-Ausdehnung mehr als 60 Kilo-
meter! Die Gruppe traf den Bundestagsab-
geordneten Willi Zylajew am Reichstag. 
Am nächsten Tag fuhr die Gruppe in den 
Spreewald nach Lübbenau, wo sie bei 
schönstem Sonnenschein eine zweistün-
dige Kahnfahrt auf der Spree unternahm. 
Samstag dann ein Besuch im Reichstag 
und ein Trip nach Potsdam, in den herrli-
chen Schlosspark Sanssouci und zum 
Schloss Cecilienhof, ein Ort, wo deutsche 
Geschichte geschrieben wurde.
 

Der SU-Vorsitzende von Leipzig, Konrad 
Riedel (6.v.r.), im neuen Kreisvorstand 
der Leipziger CDU.

Neuer Kreisvorstand: Auf dem Kreispartei-
tag der CDU Leipzig am 24.10.2009 fanden 
die Wahlen zum Kreisvorstand statt. Zum 
Kreisvorsitzenden wurde erneut Hermann 
Winkler MdEP gewählt. Bei seinen drei 
Stellvertretern konnten sich neben Betina 
Kudla MdB und Rolf Seidel MdL der Vor-
sitzende der Leipziger Senioren-Union, 
Stadtrat Konrad Riedel, durchsetzen. Die 
Leipziger Senioren-Union begrüßte diese 
Wahl ausdrücklich, sieht sie sich doch im 
Führungsgremium der Leipziger CDU nun-
mehr gut vertreten.  

Trauer um Reinhard Metz
Im Dezember verstarb der Landesvor-
sitzende der Senioren-Union Bremen, 
Reinhard Metz, im Alter von 72 Jahren. 
Metz war von 1995 bis 1999 Präsident 
der Bremischen Bürgerschaft und ver-
trat elf Jahre lang die Interessen Bre-
mens im Bundestag. Als Präsident und 
auch als Abgeordneter der Bremischen 
Bürgerschaft reichte sein Engagement 
weit über das Amt hinaus. Einen we-
sentlichen Teil seines Lebens stellte er 
in den Dienst von Humanität, Freiheit 
und Demokratie. Er tat dies leiden-
schaftlich und immer mit offenem Ohr 
für die Bedürfnisse der Menschen. Mit 
ihm verliert die Freie Hansestadt Bre-
men einen großartigen Menschen und 
überzeugten Parlamentarier und die 
Senioren-Union einen engagierten 
Mitstreiter. Ein ehrendes Andenken ist 
ihm gewiss.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
vor Ort:

Den richtigen Ton treffen!
Wer in Wirtschaft, Gesellschaft und 
Politik Ziele erreichen will, kommt 
um eine professionelle Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit nicht herum. 
Entsprechende Seminare der Konrad-
Adenauer-Stiftung vermitteln dazu 
das nötige Rüstzeug – von der Orga-
nisation der PR-Arbeit bis zum Ver-
fassen einer Pressemitteilung. Sie 
lernen, wie Journalisten „ticken“ 
und wie Sie mit den Medien umgehen 
sollten.

Die nächsten Termine für 
Interessenten:

9.-10. April 2010
28.-29. Juni 2010
20.-21. September 2010
25.-26. Oktober 2010

Veranstaltungsort: 
Schloss Eichholz 
bei Wesseling, NRW

Weitere Infos: 
ulrich.wilamowitz@kas.de
Tel.: (02236) 7073386

Falls keiner dieser Termine für Sie als 
Interessenten in Frage kommt, be-
steht als besonderer Service der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung die Möglich-
keit alternativer Termine und maß-
geschneiderter Seminare nach Ab-
sprache. Bitte wenden Sie sich in 
solchen Fällen an: Bildungszentrum 
Schloss Eichholz, Konrad-Adenauer-
Stiftung, Urfelder Straße 221, 50389 
Wesseling, Tel.: (02236) 707-0, Fax: 
(02236) 707-4355. Alle Anfragen, die 
zentral in Eichholz ankommen, wer-
den intern an die richtige Stelle wei-
tergeleitet.

Die Reisegruppe der Pulheimer 
Senioren-Union in Berlin.

WILLKOMMEN
Dr. Christoph Bergner MdB

Dr. Christoph Bergner MdB (Jg. 
1948), Ministerpräsident a.D., Par-
lamentarischer Staatssekretär im 
Bundesministerium des Innern, ist 
Mitglied der Senioren-Union, weil...

„ich im demographischen 
Wandel eine Herausforde-
rung sehe, der ich mich im 
Rahmen meiner Partei be-
wusst stellen möchte.“
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Schachausrüstung für Schulen: Insgesamt 
60 Schachspiele, 50 Spieluhren und vier 
Demonstrationsschachspiele haben die 
Mitglieder der Senioren-Union Vreden an 
die Leiter der St. Felicitas-Förderschule 
und der drei Vredener Grundschulen über-
reicht. Ermöglicht haben die Anschaffun-
gen Spenden von Firmen und Privatperso-
nen, die die 14 Vorstandsmitglieder der 
Senioren-Union gesammelt haben. Seit 
rund eineinhalb Jahren bietet Manfred 
Schmeing aus Südlohn bereits zwei 
Schach-AGs für die Schüler der Felicitas-
schule an. Schulleiter Bernhard Südholt 
äußerte sich positiv über die Ziele und den 
bereits merklichen Erfolg. Das Schachspie-
len fördere den Intellekt der Kinder, ihre 
Konzentration und Aufmerksamkeit, täte 
ihnen gut und mache Spaß. Ausschlagge-
bend für ihr Engagement seien ein Zei-
tungsartikel über die positiven Auswir-
kungen des Schachspielens und der Arzt-
besuch eines Mitglieds, dem der Arzt ge-
raten habe, Schach zu spielen, um die 
Konzentration und das Denkvermögen zu 
stärken, gewesen, erklärte Hubert Lech-
tenberg vom Vorstand der Senioren-Union 
bei der Übergabe der Schachspiele. So sei-
en sie auf die Idee gekommen, sich für 
Schach an den Vredener Grundschulen 
und der St. Felicitas-Förderschule einzu-
setzen. "Zusätzlich werden wir die Kosten 
für die Schulung der Lehrer übernehmen 
und ab dem nächsten Jahr die Preise für 
eine Schulmeisterschaft zur Verfügung 
stellen", verriet Lechtenberg. Dank des 
finanziellen Engagements u.a. der Stif-
tung der Sparkasse Westmünsterland 
konnte im November ein neues Schachfeld 

im Stadtpark von Vreden eröffnet werden. 
Markus Thesing vom Vorstand der Stiftung 
der Sparkasse Westmünsterland: „Das kö-
nigliche Spiel verbindet die Generationen. 
Ich finde die Idee der CDU-Senioren-Uni-
on, den Schülern Schach zu vermitteln, 
super. Mit unserer finanziellen Unterstüt-
zung haben wir bei diesem Projekt gleich-
zeitig die Jugend- und Altenhilfe geför-
dert.“
 

Spende für Jugendheim: Zusammen mit 
Ihren Vorstandskollegen Renate Küsgen 
und Hans Hammelstein setzte die Senio-
ren-Union Vorsitzende von Grevenbro-
ich, Holle Scholemann, am Mittwoch, den 
18.11.2009, einen Vorstandsbeschluss um, 
indem Sie eine Spende in Höhe von 300,- 
Euro an den Leiter des Jugendheims GOT, 
Gottfried Brandt, überreichten. Anlass 
war das 30-jährige Bestehen dieser Ein-
richtung. "Die GOT leistet seit ihrem Beste-
hen eine hervorragende Jugendarbeit in 
unserer Stadt", bemerkte Hans Hammel-
stein. Auf dem Bild v.l.n.r. : Hans Hammel-
stein (Schatzmeister SU), Josef Theisen 
(Kämmerer der GOT), Holle Scholemann 
(Vorsitzende der SU Grevenbroich), Renate 
Küsgen (Beisitzerin SU) und Gottfried 
Brandt. 

Abschied von Oskar Pahnke
Am 30. Dezember nahmen Familienan-
gehörige, Freunde, Nachbarn, Mitstrei-
ter und Weggefährten Abschied von 
Oskar Pahnke. Er war am 23. Februar 
1918 in Cottbus geboren worden und 
wohnte seit Entlassung aus der Kriegs-
gefangenschaft bis zu seinem Tod nach 
kurzem Klinikaufenthalt am 22. De-
zember 2009 mit seiner Frau Antje in 
Hagen (Westfalen). Pahnke war Mit-
glied und später Ehrenmitglied des 
Bundesvorstandes der Senioren-Uni-
on; auch Landesvorstand Brandenburg 
und Kreisverband Cottbus ernannten 
ihn zu ihrem Ehrenmitglied. Er war vie-
le Jahre Kreisvorsitzender in Hagen, 
stellvertretender Landesvorsitzender 
in Nordrhein-Westfalen und Vorsitzen-
der der Arbeitsgruppe „Partnerschaf-
ten“ der Senioren-Union NRW. Ver-
dienste erwarb sich Oskar Pahnke 
durch viele Initiativen zur Gründung 
der Senioren-Union in den ostdeut-
schen Ländern und vor allem in Bran-
denburg, seiner Heimatregion. Viele 
Partnerschaften zwischen Gruppen in 
Brandenburg und Nordrhein-Westfalen 
sind durch seine Bemühungen ent-
standen. Die Stärkung der inneren 
Einheit im wiedervereinigten Deutsch-
land, das Zusammenführen der älteren 
Generation(en) von Ost und West, von 
Jung und Alt sowie der Brückenschlag 
über Oder und Neiße hinweg – das alles 
war ihm Herzensangelegenheit.�

Bundesverdienstkreuz 1. Klasse: Aus den Händen von Staatssekretärin Katja Hessel 
erhielt der langjährige ehemalige Stadtrat Werner Gruber (3. v.lks.) im schönen Saal 
des Nürnberger Rathauses das Bundesverdienstkreuz 1. Klasse überreicht. Der tech-
nische Bundesbahnoberamtsrat a. D. setzte sich jahrzehntelang für die Belange 
seiner Kolleginnen und Kollegen ein. Mehr als drei Jahrzehnte (von 1978 bis 2008) 
vertrat Gruber die CSU im Nürnberger Stadtrat und war dort u. a. personalpolitischer 
Sprecher. Bis 2007 war Werner Gruber auch CSU-Kreisvorsitzender im Nürnberger 
Süden. Auch heute noch engagiert sich der 62-jährige ehrenamtlich, so als Kreis-

vorsitzender der Senioren-Union 
Nürnberg-Süd. Mit Gruber freuten 
sich (v.l.n.r.) Stadtrat Kilian Send-
ner, Gattin Angelika Gruber, die 
Stadträte Jutta Bär, Hans Paul 
Seel und Ulrike Hölldobler-Schä-
fer sowie MdL Karl Freller, stv. 
Landtagsfraktionsvorsitzender, und 
Stadträtin Aliki Alesik. � (Foto: oh)

Reisefreudige Hessen: Die Senioren-Union 
Kreis Groß-Gerau ist gerne „auf Achse“. 
Seit September 2008 war sie unter Feder-
führung des gebürtigen Görlitzers Hubert 
Sauer zunächst im Riesengebirge, dann im 
Dreiländereck rund um Zittau und Görlitz. 
Im März dieses Jahres besuchten die Seni-
oren ihren Europaabgeordneten Michael 
Gahler in Brüssel, besichtigten dabei aber 
auch Lüttich und das Schlachtfeld von Wa-
terloo. Die Herbstfahrt 2009 führte in die 
Mecklenburgische Seenplatte, Rostock, 
Rügen und Schwerin inklusive Besichti-
gung der Bundesgartenschau.
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Die Gründer in Bückeburg v.l.n.r.: Lothar 
Melchin, Horst Neufahrt (Pressewart), 
Rolf Reinemann, Inge Radüg (Beisitze-
rin),  Ekkehard Dürig, Ingeburg Hohlei-
sen, Friedrich Pörtner, Johannes Martens 
(Beisitzer), Rolf Zick

Gründung einer neuen Stadtvereinigung: 
Kurz vor Jahresende wurde in Bückeburg 
(Niedersachsen) eine weitere Stadtverei-
nigung der Senioren-Union gegründet. 
Initiator war der langjährige Kommunal-
politiker und jahrzehntelange frühere 
Landtagsabgeordnete Friedrich Pörtner. 
Die CDU-Führung der Stadt unter dem Vor-
sitzenden Thorwald Hey hatte alle über 60 
Jahre alten CDU-Mitglieder und alle Bür-
gerinnen und Bürger der Stadt zur Grün-
dungsversammlung aufgerufen. Es kamen 
immerhin 28 Senioren, weitaus mehr als 
erwartet. 17 von ihnen erklärten spontan 
ihre Bereitschaft zur Mitgliedschaft und 
vollzogen einstimmig den Gründungsakt. 
Als „Geburtshelfer“ wirkten der Landesvor-
sitzende der Senioren-Union Niedersach-
sen, Rolf Reinemann, sowie deren Presse-
sprecher Rolf Zick mit. Nach der Gründung 
der Stadtvereinigung wählten die 17 Mit-
glieder in geheimer Wahl Friedrich Pörtner 
einstimmig zum Vorsitzenden. Zu stellver-
tretenden Vorsitzenden wurden Ruth Ha-
meling und Ingeburg Hohleisen gewählt, 
Schriftführer wurde Lothar Melchin, und 
Schatzmeister Ekkehard Dürig. Reine-
mann und der Vorsitzende der Senioren-
Union Rinteln, Dieter Edler, sprachen die 
Hoffnung aus, dass das Bückeburger Bei-
spiel im Landkreis Schaumburg Schule 
machen möge, so dass in absehbarer Zeit 
auch eine eigene Kreisvereinigung ge-
gründet werden könne.
 

Verleihung der Konrad-Adenauer-Medaille: 
Die höchste Auszeichnung, die die Senio-
ren-Union zu vergeben hat, wurde am 27. 
November 2009 im Dresdner Verkehrs-
museum gleich vier verdienten Mitgliedern 
zuteil. Friederike de Haas, Landesvorsit-
zende der Senioren-Union Sachsen, ver-
lieh die Medaille an Uta Bischoff, stv. 
Landesvorsitzende und Kreisvorsitzende 
von Chemnitz, Rolf Jähnichen, Landesvor-

sitzender a.D. und Staatsminister a.D., Dr. 
Rainer Jork, MdB a.D., Landesvorstands-
mitglied und Kreisvorsitzender in Meißen, 
sowie an Hildegard Rinkepfeil, Landes-
vorstandsmitglied und Mitglied im Kreis-
verband Landkreis Leipzig. „Ihnen allen 
gemeinsam ist ein jahrelanges und uner-
müdliches Engagement für die Senioren-
Union. Sie haben jeder in seiner Position 
und auf seiner Ebene, ob bundes-, landes- 
oder kommunalpolitisch herausragende 
Arbeit geleistet“, so de Haas beim Fest-
akt.

  

Mappus im Landesvorstand: Der danach 
noch designierte baden-württembergische 
Ministerpräsident Stefan Mappus besuchte 
im November den Landesvorstand der dor-
tigen Senioren-Union. Deren Vorsitzender, 
Prof. Dr. Wolfgang Freiherr v. Stetten, be-
grüßte Mappus mit dem Lob, dass er sofort 
nach seiner Wahl zum Landesvorsitzenden 
der CDU einen zeitnahen Besuch im Lan-
desvorstand der Senioren-Union zugesagt 
und auch wahr gemacht habe. Mappus ging 
zunächst auf die Lage der CDU im Land ein. 
Er bezeichnete das letzte Ergebnis zu Bun-
destagswahl als unbefriedigend. „Lediglich 
die über 60-jährigen haben der CDU die 
Treue gehalten, bei den Altersklassen dar-
unter hat die CDU nur einen Zuspruch von 
30 Prozent erhalten,“ sagte er. Das sei ent-
schieden zu wenig. Deshalb müsse sich die 
CDU wieder stärker unter Bezugnahme auf 

ihre traditionellen Werte positionieren. Die 
Verluste dürfe man nicht allein auf die gro-
ße Koalition in Berlin schieben. Zualler-
erst, meint Stefan Mappus, müsse man die 
eigenen Parteimitglieder motivieren. In 
der ersten Hälfte des Jahres 2010 plane er 
deshalb neun Regionalkonferenzen, an de-
nen nur Mitglieder der Partei teilnehmen 
sollen. Dort wolle man unvoreingenommen 
Analysen vornehmen und Strategien ent-
wickeln. Er, Mappus, werde an allen Konfe-
renzen teilnehmen. Ab Sommer 2010 müs-
se man dann mit Blick auf die Landtags-
wahl 2011 „Gas geben“. Eine Volkspartei 
wie die CDU brauche ein Wahlergebnis von 
40 Prozent plus. Daher müsse man wieder 
die Nichtwähler, die eigentlich zur Stamm-
klientel der CDU gehören, zurückgewin-
nen. Besonderes Augenmerk werde man 
auf die „Hochburgen“ richten, in denen 
besondere Verluste eingetreten seien. Des-
halb habe er den ländlichen Raum beson-
ders im Blickfeld.
Stefan Mappus sieht die Bedeutung der 
CDU insbesondere in ihrem Umgang mit 
den traditionellen Werten. „Dabei spielt 
Wahrhaftigkeit eine große Rolle“, hob er 
hervor. So könne man beispielsweise vor 
der Bundestagswahl nicht die Reduzie-
rung der kalten steuerlichen Progression, 
welche die mittleren Einkommen beson-
ders treffe, versprechen und dann danach 
dieses Versprechen nicht halten. „Als 
Grundprinzipien meiner politischen Arbeit 
sehe ich Verlässlichkeit und Fachkompe-
tenz. Da hat die Opposition wenig zu bie-
ten“, schloss er seinen Vortrag.

Der neue Ministerpräsident von Baden-
Württemberg, Stefan Mappus
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Senioren im Straßenverkehr: Wie gefährlich 
ist die Generation 60plus am Steuer? Soll-
te eine Fahrtauglichkeitsprüfung für alle 
ab 60 zur Pflicht werden? Diese und ande-
re Fragen diskutierte die Senioren-Union 
Sachsen im November 2009 mit interes-
sierten Bürgern im Dresdener Verkehrs-
museum. Die SU-Landesvorsitzende Frie-
derike de Haas hatte dazu Markus Löffler 
vom ADAC Sachsen eingeladen. Dieser 
konnte berichten, dass weniger als elf Pro-
zent aller Unfälle von Senioren verursacht 
werden. Dennoch sei ein Trend bei der Un-
fallverursachung weg von den jüngeren 
Altersgruppen hin zu den älteren erkenn-
bar. Dies sei eine Folge der demografisch 
bedingten Verschiebung der Altersvertei-
lung in der Bevölkerung, schließlich gibt 
es immer mehr ältere Pkw-Fahrer. Gleich-
wohl sah der ADAC-Experte gesetzliche 
Regelung keinesfalls als notwendig, da die 
heutige Generation der älteren Autofahrer 
geprägt sei von einer lebenslangen Fahr-
praxis und einem verantwortungsvollen 
Umgang mit dem Fahrzeug. Wichtig sei 
vielmehr, so de Haas, ältere Menschen zu 
unterstützen, die in ihrer Mobilität einge-
schränkt sind, beispielsweise durch so 
genannte Einkaufsbusse in dünn besiedel-
ten Regionen.

„Volles Haus“ in Dresden bei der Frage 
nach der Verkehrstauglichkeit von  
Senioren

Neuer Vorstand in Mecklenburg-Vorpom-
mern: Die Senioren-Union Mecklenburg-
Vorpommern wählte am 24. November auf 
ihrer Delegiertentagung einen neuen Vor-
stand. Landesvorsitzender wurde Prof. Dr. 
Alfred Gomolka, ehemaliger Ministerprä-
sident des Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern und langjähriger Abgeordneter des 
europäischen Parlaments. Zu stellvertre-
tenden Landesvorsitzenden wurden Han-
nelore Harder aus Güstrow und Carl-Helge 
Schwendt aus Schwerin, gewählt. Elisa-

beth Kühne übt weiterhin das Amt der 
Schatzmeisterin aus. Als Beisitzer fungie-
ren künftig: Hermann Cechini, Zarrentin, 
Wolfgang Krüger, Anklam, Dr. Ina Berndt, 
Rostock, Helga Karp, Rastow und Hugo 
Klöckner, Rügen. Der Landesgeschäfts-
führer Uwe Menke hatte als Tagungspräsi-
dent keine Mühe, die gut besuchte Dele-
giertenversammlung souverän zu leiten. 
Dank und Anerkennung sprach er insbe-
sondere der Gastrednerin, Justizministerin 
Uta-Maria Kuder, für einen profunden 
Vortrag und für die kürzlich auf dem Lan-
desparteitag der CDU erfolgte Wahl mit 
dem besten Stimmenergebnis zur stellver-
tretenden Landesvorsitzender aus. An der 
Delegiertentagung nahmen auch die Lan-
desvorsitzenden der Senioren-Union aus 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Ham-
burg und Sachsen-Anhalt teil, zudem 
konnte Tagungspräsident Menke den Lan-
desvorsitzenden der Kommunalpolitischen 
Vereinigung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern, Manfred Juschkat, begrü-
ßen. . 
 

Mitgliederversammlung: „Ohne uns geht es 
nicht – Seniorinnen und Senioren für Nie-
dersachsen“, so ist die Anfrage der CDU- 
und FDP-Fraktionen vom 11.6.09 an die 
niedersächsische Landesregierung über-
schrieben. Daran erinnerte der Kreisvorsit-
zende, Dr. Johann Hambeck, am Ende 
seines Rechenschaftsberichtes vor der 
Mitgliederversammlung der Grafschafter 
Senioren-Union, auf der nach geheimen 
Wahlen der alte Vorstand bestätigt wurde. 
Dr. Hambeck erinnerte daran, dass bei der 
Bundestagswahl am 29. September mehr 
als 43 Prozent der Wähler über 60 Jahre die 
CDU wählten. In der Rückschau verwies 
der alte und neue Vorsitzende auch auf die 
verschiedenen Aktivitäten der Grafschaf-
ter Senioren-Union, beispielsweise ver-
schiedene Treffen mit niederländischen 
Freunden, Anmahnungen zur seniorenge-
rechten Verbesserungen am Bahnhof Bad 

Bentheim oder auch Stellungnahmen zum 
Gender Mainstreaming. Bernd Kortman, 
Beauftragter für Reisen, berichtete an 
Hand von Bildern über das Reiseangebot 
der SU. Der Vorsitzende dankte ihm für die 
vorbildliche Arbeit, die auch gut für die 
Mitgliederwerbung eingesetzt werden 
kann. 

Senioren-Union-Mitgliederzahl:

Steigerung gegen den Trend 

Politikverdrossenheit sieht anders 
aus! Die Senioren-Union der CDU 
Deutschlands hat - entgegen dem 
allgemeinen Trend - im Jahr 2009 
ihre Mitgliederzahl gesteigert. In 
den 15 deutschen Bundesländern 
(ohne Bayern, wo es eine eigene 
Senioren-Union gibt) stieg die Mit-
gliederzahl von 55.446 auf 56.384, 
dies bedeutet einen Netto-Zuwachs 
von 938 Mitgliedern. "Das Anwach-
sen der Mitgliederzahl unterstreicht 
das große politische Interesse gerade 
in der älteren Generation," betonte 
der Vorsitzende der CDU-Senioren-
Union, Prof. Dr. Otto Wulff, bei der 
Bekanntgabe der Zahlen in Berlin. 
"Dieses politische Interesse zeigte 
sich auch bei der weit überdurch-
schnittlichen Wahlbeteiligung von 
über 60jährigen Menschen sowohl 
bei der Bundestagswahl als auch bei 
allen Landtagswahlen des Jahres 
2009."
57,7 Prozent der Mitglieder der Seni-
oren-Union sind gleichzeitig auch 
Mitglieder der CDU. Es gibt keine au-
tomatische Mitgliedschaft von über 
60jährigen CDU-Mitgliedern in der 
Senioren-Union. Vielmehr bedarf es 
einer ausdrücklichen Beitrittserklä-
rung. Außerordentlich hoch ist der 
Anteil von Frauen in der CDU-Senio-
ren-Organisation: 45,9 Prozent!
Wulff wertete die erfreuliche Steige-
rung als Ausdruck der hervorragen-
den "Basisarbeit und Bürgernähe" 
seiner Vereinigung. "Wir sind mittler-
weile in allen Landkreisen und Städ-
ten mit mehr als 10.000 Einwohnern 
präsent, und unsere Kreis- und Orts-
verbände bieten ein hervorragendes 
Programm mit zahlreichen Informa-
tionsveranstaltungen.“

Prof. Alfred Gomolka
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Mitgliederverwaltung:

Organisationsstärke  
weiter ausbauen 
Politische Schlagkraft bedarf auch vorzüglicher Organisation.  
Deshalb unsere große Bitte: Halten Sie uns auf dem Laufenden!

Die Senioren-Union und die CDU sind auf-
grund des Parteiengesetzes verpflichtet, 
eine zentrale Datenbank mit allen ihren Mit-
gliedern zu führen. In dieser Mitgliederdatei 
werden alle Zuwendungen an die CDU und 
ihre Vereinigungen, also auch an die Senio-
ren-Union, transparent gespeichert. Beson-
ders wichtig aber: In dieser zentralen Daten-
bank, die bei der Union Betriebs-GmbH in 
Rheinbach geführt und mit den lokalen Da-
tenbanken der CDU-Geschäftsstellen stän-
dig abgeglichen wird, sind auch die Mit-
gliedsdaten der Senioren-Union gespei-

chert. Diese Daten können, natürlich unter 
Berücksichtigung des gesetzlichen Daten-
schutzes, von der Senioren-Union für regi-
onale oder bundesweite Kampagnen und 
Aktionen genutzt werden, ihre Aktualität ist 
also sowohl für die politischen Kampagnen-
fähigkeit als auch zur Erfüllung der gesetz-
lichen Pflicht zur Rechenschaftslegung von 
größter Bedeutung. Die Aktualisierung aller 
Mitgliedsdaten erfolgt grundsätzlich durch 
die CDU-Geschäftsstellen. Deshalb unsere 
herzliche Bitte an Sie: Wenn sich bei Ihnen 
eine Anschriftenänderung ergibt, teilen Sie 

dieses umgehend Ihrer CDU-Geschäftsstelle 
mit. Dies gilt auch bei Änderungen Ihrer 
Kommunikationsdaten: Telefon-, Handy- 
und Fax-Nummer, und der E-Mail-Adresse. 
Über die CDU-Geschäftsstellen werden diese 
Daten automatisch an das Rechenzentrum 
der CDU-Bundespartei, die Union Betriebs-
GmbH (UBG), weitergeleitet. Die UBG trägt 
dann dafür Sorge, dass aus der zentralen 
Datenbank die gesetzlichen Anforderungen 
an die CDU und die Senioren Union erfüllt 
werden. Schon jetzt herzlichen Dank für 
Ihre Mitarbeit !

!  Halten Sie 
� uns auf dem 

Laufenden
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EUROPÄISCHE SENIOREN-UNION (ESU)

Der Kongress der EVP, die aus derzeit 74 
christdemokratischen, konservativen und 
bürgerlichen Parteien der Mitte aus mehr 
als 36 europäischen Staaten besteht, hat-
te neben der Neuwahl des Präsidiums ei-
nen Schwerpunkt beim Thema Soziale 
Marktwirtschaft gesetzt. Nach Überzeu-
gung der EVP kann die weltweite Krise nur 
auf Grundlage der Prinzipien der Sozialen 
Marktwirtschaft überwunden werden. Vor 
20 Jahren hätten die Völker Mittel- und 
Osteuropas die kommunistischen Diktatu-
ren in einer friedlichen Revolution abge-
schüttelt, den Eisernen Vorhang zerrissen 
und damit die Voraussetzung für die Eini-
gung Europas geschaffen. Im ehemaligen 
Plenarsaal des Deutschen Bundestags in 
Bonn, in dem historische Entscheidungen 
für die Einheit Deutschlands und die euro-
päische Integration getroffen wurden, 
erinnerte die EVP daran.
Dr. Bernhard Worms, Präsident der Euro-
päischen Senioren-Union (ESU), verfolgte 
den Kongress aufmerksam und kommen-

tierte: „Größte Zufriedenheit auf dem Kon-
gress löste die Nachricht aus, wonach Eu-
ropa nach gut 30 Jahren parlamentarischer 
Arbeit in Person des belgischen Premiers 
Herman van Rompuy erstmals einen stän-
digen EU-Präsidenten und in der Person 
der bisherigen britischen Handelskommis-
sarin Catherine Ashton erstmals eine Re-
präsentantin für außenpolitische Belange 
wählen konnte. Damit wurde ein Traum 
verwirklicht.“
„Der Aufgabenkatalog für die Verantwor-
tung gegenüber der Weltbevölkerung war 
Gegenstand der meisten Diskussionsbei-
träge“, so Worms weiter. Hierbei handelte 
es sich um Möglichkeiten der Fortentwick-
lung der Sozialen Marktwirtschaft in Euro-
pa im Rahmen der Globalisierung. Es müs-
se die Kombination aus starken Arbeitneh-
mern und starker Wirtschaft gelingen, 
damit die Gesellschaften der westlichen In-
dustriestaaten international wettbewerbs-
fähig blieben, aber auch die Kluft zwischen 
Arm und Reich nicht größer werde. Als be-
sonders wichtig stellten dabei einige Red-
ner den Zusammenhang heraus: Je besser 
die Bildung, desto größer die soziale Si-
cherheit!, berichtete der ESU-Präsident. 
Der Kongress befasste sich zusätzlich mit 
den Themen internationale Zusammenar-
beit, Kampf gegen den Terrorismus, Durch-
setzung der Menschenrechte als auch Er-
haltung der natürlichen Lebensgrundla-
gen, sprich dem Umweltschutz. Auch 
wurde die UN-Resolution „Inklusion statt 
Integration“ übernommen. Das große An-
liegen dieser Initiative in der Sozialpolitik 
ist, dass behinderte Kinder zusammen mit 
normal entwickelten unterrichtet und aufs 
Leben vorbereitet werden.

Die Neuwahlen zum EVP-Präsidium bewer-
tete ESU-Präsident Worms mit den Worten: 
„Wir freuen uns über das überzeugenden 
Wahlergebnis für den Präsidenten Wilfried 
Martens ebenso wir über das hervorragen-
de Ergebnis für den deutschen Vizepräsi-
denten Peter Hintze, der die höchste Stim-
menzahl von insgesamt zehn Vizepräsi-
denten bekam. 
Die 1976 als Zusammenschluss der europä-
ischen Christdemokraten gegründete EVP 
stellt zurzeit 14 Staats- und Regierungs-
chefs im Europäischen Rat und 265 Mit-
glieder im Europäischen Parlament sowie 
den Präsidenten der EU-Kommisson, Jose 
Manuel Barroso.� w

Zwölf Staats- und Regierungschefs aus EU-Staaten, sechs 
Premierminister aus Nichtmitgliedsländern der Europäischen 
Union sowie rund 1500 Delegierte kamen am 9. und 10. 
Dezember im World Conference Center Bonn zum Kongress 
der Europäischen Volkspartei (EVP) zusammen.

ESU-Profil stärken
In einer Reihe von Veranstaltungen be-
absichtigt die ESU in diesem Jahr, ihre 
Positionen für eine im Wandel befindli-
che Gesellschaft weiter zu vertiefen. So 
wird sich im Mai eine Regionalkonferenz 
auf Malta mit spezifischen Anliegen der 
Mittelmeer-Anrainerstaaten beschäfti-
gen; die Region „Mitte“ thematisiert im 
Juni in Brüssel das „aktive und gesunde 
Altern“. Die erstmals mit der „Politischen 
Akademie“ in Wien stattfindende Som-
merakademie nimmt die Mitwirkung der 
älteren Generation bei der Stärkung de-
mokratischer Strukturen ins Visier. In 
Klaipeda will der vereinte Seniorenver-
band Litauens im September die gesell-
schaftlichen Änderungen und das "le-
benslange Lernen" auf die Tagesordnung 
setzen. Schließlich soll der für Anfang 
November im Rheinland konzipierte VII. 
Kongress der ESU die gewonnenen Er-
kenntnisse bündeln und in einer weg-
weisenden Erklärung verabschieden, die 
sich auch an die nationalen Parlamente 
wendet. Die Diskussion um wertebe-
wusstes politisches Handeln wird dabei 
eine wesentliche Rolle spielen. Denn so 
unterschiedlich manche Positionen und 
die Arbeitsweise in den Mitgliedsländern 
und -parteien auch sein möge, Einigkeit 
besteht darin, dass die Stärkung der Fa-
milien, eine gerechte Lastenverteilung 
zwischen den Generationen sowie zeit-
gemäße Bildungs- und Berufschancen 
für alle Heranwachsenden Priorität be-
sitzen, so ESU-Präsident Dr. Bernhard 
Worms. � U.W.

Pressekonferenz zum EVP-Kongress

EVP-Kongress in Bonn:

Vorrang für Soziale 
Marktwirtschaft
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Leserbriefe

Sicherheitspolitisch geboten?
Zur Souverän 4-09, S. 10/11
Als ich im Herbst 1956 vom damaligen 
„Amt Blank“ zur Bundesluftwaffe einbe-
rufen wurde, galt anfangs unter uns Frei-
willigen eine große Zurückhaltung, die 
leider recht bald von Rambo-Typen ge-
stört wurde! So waren wir heilfroh, dass 
später dann Wehrpflichtige zu unserer 
Einheit kamen und das Erscheinungsbild 
in der Öffentlichkeit verbessern halfen 
(siehe auch Titelbild der Souverän 4-09). 
Ökonomische sowie Gründe der Wehrge-
rechtigkeit spielten bei den Kameraden 
kaum eine Rolle! … Ich meine, dass die 
vorhandene Qualität innerhalb der Bun-
deswehr aufrechterhalten werden sollte. 
Es gibt doch genügend offene Stellen für 
Wehrdienstverweigerer; an der Verwurze-
lung im Volke bei den Wehrpflichtigen 
sollte nicht gerüttelt werden, und außer-
dem kann sich die Sicherheitslage relativ 
rasch ändern! Anpassungen wären dann 
wiederum erforderlich.
Dr. Walbrodt,
53474 Bad Neuenahr-Ahrweiler

Als ich im Jahre 1959 zur Geb.PJ.Kp230 
nach Traunstein eingezogen wurde, be-
zeichnete man uns als „Bürger in Uni-
form“. Auch Jahre danach haben an die-
ser Einstellung nichts geändert. … Ein-
sätze (Anm. der Red.: wie Kosovo, Afgha-
nistan) können und dürfen selbstver-
ständlich nicht von Wehrpflichtigen 
übernommen werden, denn dafür stehen 
erfahrene und gut ausgebildete Mann-
schaften sowie ihre Offiziere aller Waffen-
gattungen mit den entsprechenden Ge-
rätschaften zur Verfügung. … Die Wehr-
pflicht als solche hat aber deshalb noch 
lange nicht ihren Sinn, ihre ethisch und 
moralische Verpflichtung verloren. Im 
Gegenteil: Sie muss schon aus zweierlei 
Gründen erhalten werden:
1. Die jungen männlichen Schulabgänger 
lernen, wahrscheinlich das erste Mal in 
ihrem Leben, Disziplin, soziales Verhalten 
für und in der Gruppe, sowie die Ein- und 
Unterordnung innerhalb einer Befehls-
struktur.

2. Diese Wehrpflich-
tigen können bzw. 
müssten sogar dazu 
beitragen, den nor-
malen Kasernenbe-
trieb in technischer 
und administrativer 

Hinsicht am Laufen zu halten. Sie bilden 
nach meiner Meinung eine unverzichtba-
re Stütze zur Entlastung für all die Solda-
tinnen und Soldaten, die im steten Wech-
sel für ihre schwierigen Auslandseinsätze 
vorbereitet und geschult werden. 
Im Übrigen kann man noch feststellen, 
dass sich mancher Wehrpflichtige zum 
Zeit- oder Berufssoldaten berufen fühlt. 
Somit bleibt ein Potenzial erhalten, aus 
dem der Mannschafts- und Offiziersnach-
wuchs rekrutiert werden kann.
Karl-Heinz Broesamle, 26188 Edewecht

Den Ausführungen von Herrn Hoffmann 
kann ich in vollem Umfang zustimmen. 
Wehrgerechtigkeit hat es selbst nicht ge-
geben, als die Bundeswehr noch eine 
Sollstärke von ca. 550.000 Mann hatte. Es 
war bisher eigentlich mehr eine Wehrun-
gerechtigkeit. Die wehrtechnischen Ver-
änderungen der letzten Jahre erfordern 
besonders gut ausgebildete Soldaten. 
Diese notwendige Ausbildung kann in 
neun Monaten nicht vermittelt werden. 
Berufssoldaten (Berufung) sind auf ab-
sehbare Zeit die Notwendigkeit für unse-
re Armee und unser Land.
Stephan Jeite, 27308 Kirchlinteln

Sie haben 
das Wort ...
Ihre Meinung zu den Artikeln  
in Souverän interessiert uns.  
Bitte schreiben Sie uns:

Senioren-Union der  
CDU Deutschlands

Leserbriefe  
Konrad Adenauer-Haus 
Klingelhöferstraße 8 
10785  Berlin

Die Redaktion behält sich vor, 
Leserbriefe sinngemäß zu kürzen.

Namen und Nachrichten
Ihr zehnjähriges Bestehen beging 
kürzlich die Senioren-Union der CSU. 
Sie ist von Anfang an Mitglied der Eu-
ropäischen Senioren Union.  Der Grün-
dungsbeschluss der CSU-Senioren da-
tiert bereits aus dem Jahre 1995. Erster 
„Landessprecher“ war Florian Harlan-
der. Der ihm 1997 gefolgte Dr. Gebhard 
Glück wurde 1999 erster offizieller 
Landesvorsitzender und gehörte dem 
ESU-Exekutivkomitee an. Er ist im vo-
rigen Jahr verstorben. Seit 2005 steht 
Prof. Dr. Konrad Weckerle an der Spitze  
der Organisation. Eine seiner Stellver-
treter ist seit 2009 Elke Garczyk, die 
ihren Verband im Exekutivkomitee der 
ESU (Vorstand) vertritt.

Der „Österreichische Seniorenrat“ hat 
sich in den ersten zehn Jahren seines 
Bestehens  als gleichberechtigter an-
erkannter Sozialpartner bewährt, be-
tonte kürzlich Prof. Dr. Andreas Khol, 
Vorsitzender des „Österreichischen Se-
niorenbundes“. Sein Verband (ÖSB) ist 
mit über 320 000 Mitgliedern der zah-
lenmäßig stärkste Partner der Europä-
ischen Senioren Union und nimmt 
seine Verantwortung als Interessen-
vertreter der älteren Generation sehr 
ernst . Der „Österreichische Senioren-
rat“ ist ein eingetragener Verein.

Für die kroatische Regierungschefin 
Jadranka Kosor, seit Sommer 2009 im 
Amt, gehört die verbesserte Lage der  
Rentner und weiterer sozial schwacher 
Kreise   zu den Schwerpunkten ihrer 
Reformpolitik.  So sei  es gelungen, 
trotz großer Probleme mit dem Staats-
haushalt  die Höhe des Mutterschafts-
geldes  beizubehalten und den Rent-
nern die erste Rate der kriegsbedingt 
ausgebliebenen Anpassung ihrer Be-
züge auszuzahlen, sagte sie auf Nach-
fragen eines ESU-Journalisten.   Die 
Senioren ihrer HDZ-Partei gehören seit 
Jahren der ESU an. 

www.eu-seniorunion.info
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Es bräuchte viele Druckseiten, um die 
Arbeit der Verbraucherzentrale Nie-
dersachsen, die 1957 in Hannover 

von Frauenverbänden, Mieterbund und 
Gewerkschaften als Verein gegründet wur-
de, umfassend zu beschreiben und auch 
noch alle Themen der jährlich rund 
160.000 individuellen Anfragen aufzulis-
ten. Aktuell sind es die unerwünschten 
Anrufe mit verlockenden Gewinnspielen, 
die nach einem Anbieterwechsel verwir-
renden Telefonrechnungen und vieles an-
dere. Nur noch wenige stellen die klassi-
schen Verbraucherfragen zu Staubsaugern 
und Ernährung, um dazu in der Infothek 
zu lesen oder den Ratgeber zu kaufen. 
Weit über eine Million Besucher auf den 
Internetseiten suchen Tipps zu aktuellen 
Themen oder die Adresse der nächsten 
Beratungsstelle. Davon gibt es noch 20 in 
Niedersachsen. Das ist nicht genug, An-
fahrten bis zu 80 km sind im ländlichen 
Raum keine Besonderheit. Betrachtet 
man Beratungsangebote und Öffnungs-
zeiten vor Ort, wird schnell klar, dass die 
Nachfrage auf der Strecke bleibt. Der Griff 
zum Telefon wird zum Geduldsspiel, zumal 
sich am Hörer nicht alle Fragen klären 
lassen, vor allem wenn Verträge zu prüfen 
sind. E-Mail-Anfragen zu bearbeiten wird 
als moderner Service angeboten, ist aber 
viel aufwändiger wegen der notwendigen 
Rückfragen, die im Gespräch schneller 
und damit effizienter zu erfassen sind. 
Beratungskräfte sind durch ihre Ausbil-
dung an Hochschulen sehr qualifiziert, 
sie werden fortlaufend geschult und die 
von Verbrauchern vorgetragenen Proble-

me sind der beste Lernstoff. Verbraucher-
beratung arbeitet immer dicht am Markt-
geschehen und an den Bedürfnissen der 
Familien. 
Weil es in Niedersachsen nur 32 Bera-
tungskräfte – übrigens sind zwei Männer 
dabei – für fast vier Millionen Haushalte 
und damit wie auch bundesweit zu wenig 
Personal gibt, müssen Verbraucherzentra-
len täglich erklären, warum sie mit ihrer 
Leistung weit hinter den Erwartungen 
bleiben. Der Wandel von der Produkt- und 
Ernährungsberatung zur Finanz- und 
Rechtsberatung ist unübersehbar, nur hat 
die Struktur nicht Schritt gehalten.
An dieser Stelle muss etwas zur Finanzie-
rung der Verbraucherzentralen erklärt 
werden. Öffentliche Förderung ist u.a. 
begründet durch die tendenziell unterle-
gene Rolle der Verbraucher, auch in der 
sozialen Marktwirtschaft. Die bestehende 
Asymmetrie zwischen Anbieterinformati-
on und Verbraucherwissen führt zu Fehl-
entscheidungen, die auch volkswirt-

schaftliche Schäden verursacht. Leider 
muss kritisch angemerkt werden, dass po-
litische Entscheidungsträger die Verbrau-
cherwelt oft als jenseits von Wirtschafts- 
Gesundheits- und Sozialpolitik ansehen. 
Warum sind so viele Familien von der Fi-
nanzkrise betroffen? Woher kommen die 
Fehleinschätzungen? Wer vermittelt Ver-
braucherkompetenz? Wie kann Eigenver-
antwortung gestärkt werden? Wer setzt 
Verbraucherinteressen durch? Hier helfen 
Verbraucherzentralen sowohl mit indivi-
dueller Beratung als auch mit allgemeiner 
Aufklärungsarbeit. Dafür wird institutio-
nelle Förderung als Grundsicherung eines 
bürgernahen und leistungsfähigen Bera-
tungsstellennetzes benötigt. Mit Projekt-
mitteln können zeitlich begrenzte Aufga-
ben angepackt werden. Leider ist auch bei 
der Verbraucherzentrale Niedersachsen 
das Verhältnis dieser Zuwendungsarten 
nicht günstig.
Der Platz reicht hier nicht aus, um bei-
spielsweise Halbherzigkeiten im Landtag 

Wie effektiv ist der Verbrau-
cherschutz in Deutschland? 
Was leisten die Verbraucher-
zentralen und die Beratungs-
stellen vor Ort? Kritische An-
merkungen zu einem wichti-
gen Thema von Olaf Weinel, 
Geschäftsführer der Verbrau-
cherzentrale Niedersachsen.

Verbraucherschutz:

Weiße Flecken in der Fläche
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zu kritisieren, wo man sich für Projekte 
ausspricht, aber für deren Planungssi-
cherheit nicht sorgt, oder um das Ringen 
mit Kommunen um manchmal wenige 
hundert Euro zu beklagen. In unseren Tä-
tigkeitsberichten kann man das nachle-
sen. Dazu noch ein Tipp: Fragen Sie doch 
mal Ihren Abgeordneten nach dem Ver-
hältnis von staatlicher Wirtschaftsförde-
rung und Zuwendungen für Verbraucher-
zentralen.
Obwohl der Verbraucherschutz und die 
binnenmarktorientierte Information der 
Verbraucher in den EU-Verträgen einen 
hohen Stellenwert erlangt haben, ist das 
Verbraucherrecht längst nicht harmoni-
siert. In den Mitgliedsstaaten ist Verbrau-
cherberatung höchst unterschiedlich or-
ganisiert. Bei grenzüberschreitenden 
Problemen helfen die europäischen Ver-
braucherzentren. Die deutschen Verbrau-
cherzentralen sind oft Vorbild für andere 
Länder. Schon 1990 wurden in den damals 
neuen Bundesländern Verbraucherzentra-
len gegründet. Auch osteuropäische Län-
der haben die Notwendigkeit von Verbrau-
cherberatung in der Marktwirtschaft er-
kannt und Strukturen aufgebaut. Wer 

beispielsweise nach Togliatti an der Wolga 
kommt, findet dort die erste kommunale 
Verbraucherberatungsstelle, die mit der 
Erfahrung der Verbraucherzentrale Nie-
dersachsen 2003 gegründet wurde und als 
Pilot in der der russischen Föderation 
gilt.
Auch wenn Deutschland vergleichsweise 
gut da steht, für Verbraucherinnen und 
Verbraucher ist der Zugang zu Beratung 
und Information nicht optimal. Interes-
senvertretung und Verbraucherbildung 
sind unterentwickelt. Die Verbraucher-
zentrale Niedersachsen hatte schon 2008 
ein Perspektivpapier zwecks Ausbau der 
Verbraucherberatung im Flächenland er-
arbeitet. Doch sind solche Konzepte weit 
von der Realität entfernt. Statt der 58 Be-
ratungsstellen in allen Ober- und Mittel-
zentren gibt es weiße Flecken im Wend-
land, in der Heide, im Emsland und in 
Südniedersachsen. Der Bundesverband 
hat 2009 auf dem 2. Deutschen Verbrau-
chertag das Zukunftskonzept für die Ver-
braucherarbeit mit dem Titel „400+“ ver-
öffentlicht. Im Konzept wird ein nachfra-
georientiertes Leistungsspektrum be-
schrieben und die erforderliche Personal-
struktur berechnet.
Mindestens 400 Beratungsstellen in 
Deutschland ist die Forderung, um auch 
älteren Verbrauchern und einkommens-
schwache Familien die Anfahrt zu erleich-
tern. Jede deutsche Familie soll alle fünf 
Jahre zur Verbraucherberatung gehen 
können, um etwa Risikoabsicherungen 
den veränderten Familienverhältnissen 
anzupassen, Baufinanzierungen überprü-
fen zu lassen, Energieeinsparungen zu 
realisieren oder die Altersvorsorge früh-
zeitig zu planen. Die meisten Ratsuchen-
den benötigen Navigationshilfen beim 
Ausweg aus dem Paragrafendschungel. 
Vertragsprobleme, Intransparenz der Prei-

se, Probleme beim Anbieterwechsel, Da-
tenschutz irreführende Werbung und In-
ternetabzocke stehen auf der Tagesord-
nung. 
Auch der demografische Wandel bestimmt 
die Themen: Pflegeversicherung, Kran-
kenkassenwahl, altergerechte Ernährung. 
Alle Beratungsthemen aufzuzählen reicht 
der Platz hier nicht. Dazu ein Tipp, der 
gern auch von Zuwendungsgebern kommt: 
Schauen Sie doch einfach im Internet un-
ter www.verbraucherzentrale.de nach. 
Wenn Ihnen das wahrscheinlich nicht 
ausreicht, gehen Sie doch einfach zu Ihrer 
Verbraucherzentrale. Haben Sie eine Be-
ratungsstelle vor Ort?
Der von den Verbraucherzentralen im 
Konzept 400+ gesetzte zeitliche Rhyth-
mus ist begründet mit der Erfahrung einer 
sich stets wandelnden Konsumwelt. Nur 
hapert es an der notwendigen Struktur. 
Viel zu oft muss eine einzige Beraterin, 
zumeist in Teilzeit beschäftigt, dennoch 
alle Anfragen aufnehmen und auch die 
lokalen Medien bedienen. Viele Anfragen 
lassen sich trotz Computerprogrammen 
und bundesweitem Intranet nicht immer 
ausreichend bewältigen. Der Verweis an 
Spezialberater bringt für die Ratsuchen-
den zwar eine sehr qualifizierte Lösung, 
oft aber zusätzliche Wartezeit und höhere 
Kosten. Übrigens sind Verbraucherzentra-
len nicht selten Wegweiser für Bürger, die 
der Verbraucherzentrale eben alles zu-
trauen. Das Vertrauen in die Kompetenz 
und Unabhängigkeit ist Umfragen zufolge 
sehr hoch und geradezu das Markenzei-
chen. Sowie der rote Balken mit der wei-
ßen Schrift auftaucht, wissen sich Ver-
braucher gut aufgehoben. � w
www.eu-seniorenunion.info
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FINANZEN UND VORSORGE

Das Verhältnis von Beitragszahlern 
und Rentenempfängern klafft im 
Zuge des demografischen Wandels 

immer weiter auseinander, was  unaus-
weichlich unmittelbare Konsequenzen auf 
die künftige Höhe des Rentenniveaus ha-
ben wird! Die Überlegung, die eigene Im-
mobilie zur zusätzlichen Altersversorgung 
zu nutzen, wird deshalb für immer mehr 
Rentner wichtig.
Das Haus verkaufen, eine kleine Wohnung 
beziehen und den Verkaufserlös in eine 
Rentenversicherung einzuzahlen, wäre 
wohl in vielen Fällen am günstigsten. 
Aber die meisten alten Menschen wollen 
in ihrem Haus bleiben. Ein Beitrag des 
Westdeutschen Rundfunks hat den Autor 
veranlasst, nach Möglichkeiten zu su-
chen, wie ein Auszug vermeidbar ist.
Es gibt unterschiedliche Modelle (Deut-
sche Kreditbank / Immokasse München / 
Investitionsbank Schleswig-Holstein). 
Bei diesen  Instituten geht es im Wesent-
lichen um die Gewährung von Darlehen 
oder Renten, die bei Auszug, Tod oder 
nach Erreichen einer statistischen Le-
benserwartung fällig werden. Das grund-
sätzliche Problem stellen die hohen Zin-
sen, Entgelte und Gebühren dar. 
Das Prinzip der Immo-Rente ist einfach: 
Der Hauseigentümer beleiht seine Immo-
bilie und bekommt dafür von der Bank 
eine monatliche Rente (oder eine einma-
lige Kapitalzahlung),  man bleibt Eigentü-
mer des Hauses und darf darin wohnen, 
solange man will. Der Vertrag endet, wenn 
der Bankkunde stirbt oder umzieht. Zu 

diesem Zeitpunkt allerdings ist die bis da-
hin angefallene Rente zuzüglich Zinsen 
zurückzuzahlen  (z.B. durch den  Verkauf 
des Hauses mit allen Chancen und Risiken 
am jeweils herrschenden Immobilien-
markt). Auch die Erben können die Rück-
zahlung übernehmen und das Haus behal-
ten und weiter nutzen.
Notwendige Reparaturen und Erhaltungs-
aufwendungen sind stets vom Eigentümer 
zu tragen. Die Kreditsumme und die auf-
gelaufenen Zinsen werden erst am Ende, 
also bei Tod, Verkauf oder dauerhaftem 
Auszug fällig. Bei diesen Krediten nehmen 
die Schulden  im Laufe der Zeit nicht wie 
bei normalen Bankdarlehen ab, sondern 
immer mehr zu. Man nennt sie deshalb 
auch „Umkehrhypothek“. Eine sinnvolle 
Alternative ist der eigentumsrechtliche 
Erwerb der Immobile durch solide Kapital-
geber, die  kapitalschwachen Rentnern 
ein grundbuchlich abgesichertes Wohn-
recht einräumen sowie eine Zeit- oder 
Leibrente als monatliche Kaufpreisrate 
einräumen.
Diesen Weg bietet eine seit 140 Jahren 
bestehende deutsche gemeinnützige Stif-
tung an, die Hilfen für behinderte und 
kranke Kinder, Jugendliche, Erwachsene 
und alte Menschen gewährt. Angelehnt an 
die klassische Leibrente kauft die Stiftung 
die (vorzugsweise) möglichst wohlerhal-
tene Immobilie in guter Lage, zahlt eine 
lebenslange oder befristete Rente, trägt 
im Grundbuch ein lebenslanges Wohn-
recht ein und übernimmt  die Instandhal-
tung. Im Todesfall bewirtschaftet die Stif-

tung die Immobilie und verwendet Erlöse 
daraus für die Pflege von alten und behin-
derten Menschen. Die monatliche Rente 
berechnet sich aus dem Immobilienwert, 
von dem übliche Abschläge für Risiken 
und das Wohnrecht abgerechnet werden. 
Die Verrentung der Immobilie ist eine 
Idee, von der beide Seiten profitieren: die 
Hausbesitzer lassen sich ein lebenslanges 
Wohnrecht garantieren und bekommen 
eine zusätzliche Rente. Die Hauskäufer 
können zwar nicht sofort über die Immo-
bilie verfügen, brauchen aber keine ho-
hen Kredite aufzunehmen und müssen 
keine Zinsen an Banken, sondern nur die 
monatlichen Renten zahlen! Ein Beispiel: 
Eine 76-Jährige erhält bei einem Hauswert 
von EUR 450.000,- bis zu ihrem Lebens-
ende eine monatliche Rente in Höhe von 
EUR 1.390,-. Dies gilt auch für den Umzug 
in ein Alten- oder Pflegeheim. 
Für den Todesfall kann die Auszahlung 
eines noch bestehenden Restwertes an 
die Erben vereinbart werden. Hausbesit-
zer, die keine Kinder als Erben haben, 
können auch bestimmen, dass der Ren-
tenrestwert von der gemeinnützigen  Stif-
tung für die Behinderten- und Altenarbeit 
verwendet wird.� w

Ein Beitrag von Manfred Heinemann
Mitglied des Landesvorstandes 

der Senioren-Union NRW
32130 Enger

Herringhauser Straße 66
Email: manfred_heinemann@t-online.de

Telefon: 0172-5219073

Viele Rentner sind knapp bei Kasse, obwohl sie ein 
schuldenfreies Haus besitzen. Die Rente reicht zum  
Leben – für notwendige Reparaturen, ein neues Dach, 
Isolierarbeiten, eine sparsame Heizung, private An-
schaffungen oder Reisen aber bleibt kein Geld übrig. 

Immobilien als Alterssicherung:

Rente reicht nicht – 
Hausverkauf droht?
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Die Krankheit beginnt schleichend. 
Die ersten Anzeichen sind Phasen 
von Melancholie und Lethargie. 

Dann beginnt das Gedächtnis nachzulas-
sen. Erst verschwindet die Erinnerung an 
Dinge, die eben erst passiert sind. Später 
geraten auch andere Dinge in Vergessen-
heit, vertraute Namen und Gesichter wir-
ken plötzlich fremd. Im fortgeschrittenen 
Stadium einer Demenz können die Betrof-
fenen nicht mehr für sich selbst sorgen 
und sind pflegebedürftig. 
Demenzerkrankungen wie Alzheimer las-
sen sich nicht heilen, doch es gibt Wege, 
um die Lebensqualität der Betroffenen zu 
verbessern. Sie brauchen Unterstützung 
– durch Ärzte und Pflegedienste, aber 
auch durch Freunde und Angehörige. 
Wichtig ist außerdem eine Intensivierung 
der medizinischen Forschung, denn die 
bislang verfügbaren Behandlungen be-
schränken sich auf eine Linderung der 
Symptome. Künftig wird eine neue Gene-
ration von Arzneimitteln einen Schritt 
weitergehen und in die Krankheitsent-
wicklung eingreifen. Die Arzneimittel der 
Zukunft werden darauf abzielen, die Ent-
wicklung von Demenz schon in frühen 
Phasen der Erkrankung einzudämmen. 
In einer alternden Gesellschaft gehören 
Demenzerkrankungen zu den größten 
medizinischen und gesellschaftlichen He-
rausforderungen der nahen Zukunft. Zu 
diesem Ergebnis kommt eine Studie der 
Initiative Demenzversorgung in der Allge-
meinmedizin (IDA), einem Gemein-
schaftsprojekt der AOK Bayern, des AOK-
Bundesverbands und der forschenden 
Arzneimittelhersteller Pfizer und Eisai. 
Derzeit leiden in Deutschland über eine 
Million Menschen an Demenzerkrankun-

gen. Experten schätzen, dass sich die Zahl 
aufgrund der demografischen Entwick-
lung in den nächsten 30 bis 40 Jahren 
verdoppeln wird. Die Kosten für die Ver-
sorgung eines Demenzpatienten betragen 
laut IDA-Studie jährlich 47.000 Euro. Da-
von fallen derzeit aber nur etwa 20 Pro-
zent auf das Gesundheitssystem zurück, 
denn die Pflege von Demenzkranken wird 
bislang meist innerhalb der Familie ge-
schultert. „Die große Herausforderung 
der Zukunft besteht darin, die Strukturen 
der Versorgung zu verbessern und die 
pflegenden Angehörigen wirkungsvoll zu 
unterstützen”, sagt Professor Elmar Grä-
ßel, Leiter der Medizinischen Psychologie 
und Soziologie an der Universitätsklinik 
Erlangen und medizinisch-wissenschaft-
licher Leiter des IDA-Projekts. 
Im Forschungsprojekt wurde untersucht, 
welche Maßnahmen geeignet sind, um 
dieses Ziel zu erreichen. An der Studie 
haben 129 Hausärzte und 390 Patienten 
mit ihren Angehörigen teilgenommen. Es 
zeigte sich, dass den Hausärzten eine 
Schlüsselrolle zukommt. In Absprache mit 
Fachärzten gewährleisten sie eine medi-
zinische Versorgung, die dem Stand des 
Wissens entspricht und aktuelle Erkennt-
nisse aus Forschung und Wissenschaft 
einbezieht. Doch es kommt noch etwas 
hinzu: Hausärzte können die betroffenen 
Familien wirkungsvoll unterstützen, in-
dem sie über externe Hilfsangebote infor-
mieren. Das Problem: Viele Angehörige 
von Demenzkranken verzichten auf exter-
ne Hilfe und versuchen stattdessen, die 
Pflege innerhalb der Familie zu meistern. 
Genau hier setzte das Forschungsprojekt 
an: Die Hausärzte vermittelten den Ange-
hörigen eine zugehende Beratung durch 

Fachkräfte, um ihnen zu helfen, die am-
bulante Versorgung der Kranken besser zu 
organisieren. „Die Angehörigen von De-
menzkranken wissen oft nicht, welche 
Hilfsangebote sie in Anspruch nehmen 
können”, sagt Gräßel. „Deshalb ist die Be-
ratung ein wichtiger Schritt zu einer Sta-
bilisierung der häuslichen Versorgung.” 
Diese Beratung ist immer dann besonders 
erfolgreich, wenn sie präventiv wirkt. Die 
Fachkräfte boten Hilfe an, bevor es in der 
häuslichen Versorgung zu größeren Prob-
lemen kam. Diese Unterstützung bewer-
teten 80 Prozent der Angehörigen als 
hilfreich. 
Die Studie macht deutlich, worauf es bei 
der Versorgung von Demenzkranken künf-
tig ankommen wird. Wichtig ist zum einen 
die Unterstützung pflegender Angehöri-
ger, zum anderen eine Verbesserung der 
Versorgungsstrukturen durch ein gemein-
sames Vorgehen von Ärzten, Krankenkas-
sen, Pflegediensten und Arzneimittelher-
stellern. „Public-Private-Partnerships, wie 
im Projekt IDA erfolgreich erprobt, sind 
wegweisend”, sagt Dr. Andreas Penk, Vor-
sitzender der Geschäftsführung von Pfizer 
Deutschland. „Um Veränderungen zu er-
reichen, müssen alle Beteiligten an einem 
Strang ziehen.”
Das sollte den Beteiligten nicht schwer-
fallen, denn bei der Behandlung von De-
menzerkrankungen gibt es ein gemeinsa-
mes Ziel, von dem alle profitieren: die 
Versorgung der pflegebedürftigen Men-
schen so zu organisieren, dass sie mög-
lichst lang in ihrer vertrauten Umgebung 
bleiben können.� w

Mit freundlicher Unterstützung von Pfizer

Demenzerkrankungen gehören zu den größten  
medizinischen und gesellschaftlichen Herausforderungen  
der nahen Zukunft. Eine neue Studie zeigt, wie sich die  
Versorgung der Patienten durch eine gezielte Unterstützung 
der pflegenden Angehörigen verbessern lässt.

Demenzerkrankungen:

Betreuung besser 
organisieren



 

Die Senioren werden von Handel und 
Dienstleistern nach langem Zögern 
endlich als attraktive Marktteilneh-

mer und Kunden erkannt und geschätzt. 
Zunehmend werden die Produkte nun 
auch am Bedarf der Senioren ausgerich-
tet. Der langjährige Partner der Senioren-
Union, die VPV Versicherungen, gehört 
seit Jahren bereits zu den Vorreitern die-
ser Entwicklung. Sie bieten unter dem 
Motto „VPV 55 Plus“ eine ganze Produkt-
linie speziell für Senioren. Besonders 
wichtig ist jedoch, dass die Mitglieder der 
Senioren-Union die Produkte zu beson-
ders günstigen Sonderkonditionen erhal-
ten. 
So bieten die VPV Versicherungen 
s ����die Seniorenhaftpflichtversicherung 

„VPV Haftpflicht-55-Plus“  
(ab 2 38,52 im Jahr)

s �die „VPV Tierhalterhaftplicht- 
55-Plus“ zu sehr günstigen Beiträgen 
(ab 2 38,44 im Jahr)

s	�eine zeitgemäße Senioren-Unfallver-
sicherung, die „“VPV Vital 55 Plus“, 
mit lebenslanger Unfallrente und per-
sönlichen Hilfeleistungen durch die 
Malteser

s	�Vorsorge für den Todesfall mit der 
„VPV Sterbegeld-Versicherung“ ohne 
Gesundheitsprüfung, wahlweise  
monatliche Beitragszahlung oder 
Einmalbeitrag

Weitere Informationen erhalten Sie bei 
den VPV Versicherungen.

Verlagssonderveröffentlichung

Bitte informieren Sie mich über die  

besonderen Konditionen der Senioren-Union

	 	 l	  Sterbegeldversicherung

	 	 l	  Seniorenunfallversicherung

	 	 l	  �Privathaftpflichtversicherung für Senioren

		  l       Tierhalterhaftpflichtversicherung für Senioren

Name / Vorname

Straße / Haus-Nr.				    PLZ / Ort

Telefon					     Beruf

Geburtsdatum				    Email

Gleich ausfüllen und absenden oder per Fax an 0 18 03 / 45 55 34 99*. 
Sie erreichen uns auch telefonisch unter 0 18 03 / 45 55 34 21*
*0,09 / Min. aus dem dt. Festnetz, ggf. abweichende Mobilfunkpreise

VPV VERSICHERUNGEN • Kundenservice • Postfach 31 17 55 • 70477 Stuttgart

!

Vorsorge:

Starke 
Konditionen  
für Senioren

Die langjährige Partnerschaft  
zwischen der Senioren-Union 
und den VPV Versicherungen 
garantiert für senioren- 
gerechte Produkte.
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Ernährung und Gesundheit

Können Sie sich noch an den traditio-
nellen Hausarzt „aus der guten alten 
Zeit“ erinnern? Den Arzt, der eine 

Familie über Generationen hinweg betreu-
te, der die Krankengeschichte aller Fami-
lienmitglieder und das häusliche und so-
ziale Umfeld seiner Patienten kannte? Es 
war dieser Hausarzt, der stets als Erster zu 
Rate gezogen wurde und der eine umfas-
sende Zuständigkeit in der Betreuung der 
gesamten Familie „von der Wiege bis zur 
Bahre“ besaß.
In den vergangenen Jahrzehnten hat sich 
in der Versorgung ein großer Wandel voll-
zogen: Durch Spezialisierungen, durch 
geänderte Lebensbedingungen, durch 
Mobilität. Vieles hat vom Hausarzt wegge-
führt. Und auch innerärztlich verlor der 
Hausarztstand für den Nachwuchs immer 
mehr an Attraktivität. Nun droht vielen 
Gemeinden der Hausarztmangel und Bür-
germeister und Kommunen sind beunru-
higt. Denn die wachsende Zahl älterer 
Patienten mit Mehrfacherkrankungen er-
fordert einen Hausarzt klassischer Prä-
gung, der die Qualität des raschen Zu-
gangs hat, ohne lange Wartezeiten, ohne 
wochenlange Terminplanung. Patienten 
wollen zu recht den Hausarzt „um die 
Ecke“, im Idealfall lebensbegleitend: Eine 
feste Bezugsperson, die die Qualität der 
ganzheitlichen Sicht bietet.
Der Erhalt dieser bewährten Versorgungs-
form, speziell für eine immer älter werden-
de Gesellschaft, ist eines der Kernziele des 

Deutschen Hausärzteverbandes. Denn der 
Hausarzt als Vertrauensperson kann in 
Kenntnis des häuslichen Umfeldes gezielt 
Präventionsmaßnahmen vorschlagen oder 
bei Verschlechterungen von chronischen 
Krankheiten schnell reagieren.

Der Gesetzgeber hat reagiert
Der Hausarzt sollte – so will es auch der 
Gesetzgeber – der erste und damit wich-
tigste Ansprechpartner für die Patienten 
bleiben oder wieder werden. Denn die 
Hausärzte leisten den entscheidenden 
Anteil an der Primärversorgung. Dies mit 
dem entscheidenden Plus der kontinuier-
lichen Versorgung und der Koordination 
zur Facharztebene.
Deshalb favorisiert der Gesetzgeber ein 
Versorgungskonzept, das die hausärztli-
che Versorgung wieder stärker in den Vor-
dergrund stellt. Aus diesem Grund wurde 
die zentrale Rolle des Hausarztes durch 
die gesetzliche Verpflichtung der Kran-
kenkassen zum Angebot einer besonderen 
Form der hausärztlichen (hausarztzent-
rierten) Versorgung an ihre Versicherten 
im Sozialgesetzbuch verankert. 

Auch das zuständige Expertengremium, 
der Sachverständigenrat, empfiehlt auf 
den Hausarzt ausgerichtete Versorgungs-
modelle mit – wenn nötig – „zielgerichte-
ter Überweisung zum Spezialisten“. Haus-
arztzentrierte Versorgungsstrukturen 
bieten mit den besonderen Merkmalen 

einer wohnortnahen und allein auf die 
Bedürfnisse des Patienten ausgerichteten 
Versorgung eine höhere „gesundheitsbe-
zogene Lebensqualität“. 
In den Hausarztverträgen erklären Versi-
cherte freiwillig ihre Bereitschaft, für 
mindestens ein Jahr bei gesundheitlichen 
Problemen zuerst ihren Hausarzt aufzusu-
chen. Ein Ziel ist eine für den Patienten 
spürbare Verbesserung der Versorgung 
durch den Hausarzt als ersten Ansprech-
partner für alle gesundheitlichen Proble-
me. Außerdem soll der Hausarzt wie ein 
Lotse seine Patienten unterstützen, wenn 
eine Überweisung zum Facharzt oder ins 
Krankenhaus ansteht.

Die hausarztzentrierte Versorgung 
durch den Deutschen Hausärzteverband
Der Deutsche Hausärzteverband vertritt 
mit über 34.000 Mitgliedern die Mehrheit 
der Hausärztinnen und Hausärzte und ist 
damit größter Verband niedergelassener 
Ärzte in Deutschland. Er schließt mit den 
Gesetzlichen Krankenkassen Verträge zur 
Hausarztzentrierten Versorgung ab und 
ist größter Anbieter qualitativ hochwerti-
ger und wohnortnaher hausärztlicher Ver-
sorgung im Gesundheitswesen. 

Mit dem Abschluss eines Hausarztzent-
rierten Vollversorgungsvertrages mit der 
AOK Baden-Württemberg im Jahre 2008 
gelang ein erster Meilenstein in der Ge-
schichte der hausärztlichen Versorgung. 

Ihr Hausarzt
Künftig wieder der 

erste Ansprechpartner
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Erstmals wurde mit diesem Vertrag die ge-
samte hausärztliche Versorgung über den 
Deutschen Hausärzteverband angeboten. 
Aufgrund der guten Ergebnisse für die 
Patienten wurde zwischenzeitlich eine 
Vielzahl solcher Verträge mit weiteren 
Krankenkassen abgeschlossen. Der Deut-
sche Hausärzteverband gewährleistet ak-
tuell die Organisation und Sicherstellung 
der hausärztlichen Versorgung in Deutsch-
land für ca. fünf Millionen Versicherte 
unter Beteiligung von ca. 15.000 Hausärz-
tinnen und Hausärzten – Tendenz stei-
gend.

Die Vorteile der hausarztzentrierten 
Versorgung für Sie als Patient
Ein wesentlicher Vorteil der neuen Haus-
arztzentrierten Versorgung besteht darin, 
dass der teilnehmende Hausarzt wieder 
mehr Zeit für die Betreuung seiner Pati-
enten – insbesondere für diejenigen mit 
hohem Versorgungsaufwand (z. B. Chro-
niker oder multimorbide Patienten) – hat. 
Haus- und Heimbesuche gehören selbst-
verständlich ebenso zum Leistungsspekt-
rum wie alle anderen hausärztlichen Leis-
tungen. Das besondere Vergütungssystem, 
das extra für diese Verträge entwickelt 
wurde, entlastet den Hausarzt endlich von 
bürokratischen Abrechnungsverfahren, 
so dass ihm mehr Zeit für die Behandlung 
der Patienten bleibt. 
Die Patienten, die sich freiwillig in den 
Hausarztvertrag einschreiben, verpflich-

ten sich, immer zuerst den von ihnen 
selbst gewählten Hausarzt bei gesund-
heitlichen Problemen aufzusuchen. Der 
Hausarzt kümmert sich um die richtigen 
Behandlungspfade für seine Patienten: 
Unnötige Röntgenbilder, mehrfach ent-
nommene Blutproben, Umwege durch 
verschiedene Facharztpraxen, all das ge-
hört damit der Vergangenheit an. Der 
Hausarzt verpflichtet sich dazu, seinen 
Patienten maßgeschneiderte Präventi-
onsangebote zu machen und erinnert an 
regelmäßige Untersuchungen und Check-
up-Termine, damit beispielsweise der 
Impfschutz lückenlos bleibt. Daneben 
bieten die Verträge den eingeschriebenen 
Patienten einen verbesserten Service, z. 
B. durch erweiterte Sprechstundenzeiten, 
schnelle Terminvergabe und meist auch 
den Wegfall der Praxisgebühr.
Selbstverständlich steht in der Haus-
arztzentrierten Versorgung die Qualität 
der Patientenversorgung immer im Vor-
dergrund: Deshalb erfolgt die Behandlung 
nach anerkannten Leitlinien, die die neu-
esten medizinischen Erkenntnisse und 
den aktuellen Versorgungsstandard abbil-
den. Jeder teilnehmende Hausarzt muss 
regelmäßig Fortbildungen und Qualitäts-
zirkel besuchen, die sich auf hausarztty-
pische Behandlungsprobleme konzentrie-
ren.
Ein besonderes Problem im Rahmen der 
medizinischen Versorgung gerade von äl-
teren Patienten stellt die Einnahme einer 

vermehrten Anzahl unterschiedlicher Me-
dikamente dar: Denn insbesondere bei 
Senioren werden häufig sechs oder mehr 
Medikamente von verschiedenen Ärzten 
verordnet, wodurch es oftmals zu Doppel-
einnahmen und Wechselwirkungen kom-
men kann. In der Hausarztzentrierten 
Versorgung wird sichergestellt, dass der 
Hausarzt über die gesamte Medikation 
informiert ist. So kann er bei der Medika-
mentenverordnung die Priorität der je-
weils erforderlichen Therapie berücksich-
tigen, evtl. Wechselwirkungen oder gar 
Doppelmedikation vermeiden. Einer Fehl-, 
Unter- oder Überversorgung wird damit 
wirksam begegnet.
Zudem wird der Patient in der Haus-
arztzentrierten Versorgung aktiv an den 
medizinischen Entscheidungen beteiligt. 
Denn Ihr Hausarzt ist erster Ansprech-
partner, wenn es um die medizinischen 
Befunde und Ihre Behandlung geht.

Fragen Sie Ihren Hausarzt
Insgesamt bietet die Hausarztzentrierte 
Versorgung Ihnen als Patient viele Vortei-
le: Fragen Sie Ihren Hausarzt, ob auch 
Ihre Krankenkasse einen Vertrag zur 
Hausarztzentrierten Versorgung anbietet. 
Wir als Hausärzte werden uns weiterhin 
zugunsten Ihrer Gesundheit und Ihrer Fa-
milie für eine wohnortnahe und qualitativ 
hochwertige Versorgung einsetzen.� w
Autor: Ulrich Weigeldt, Bundesvorsitzen-
der des Deutschen Hausärzteverbandes. 

Der Gesetzgeber hat die 
Rolle des Hausarztes in 
der medizinischen Ver-
sorgung aktuell erneut 
gestärkt. Der Deutsche 
Hausärzteverband be-
schreibt, welche Vorteile 
die Hausarztzentrierte 
Versorgung insbesondere 
Senioren bietet und  
warum es sich lohnt,  
an diesen Verträgen  
teilzunehmen.
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Respekt
Was hindert uns, Menschen anderer Haut-
farbe oder anderen Glaubens Achtung 
entgegenzubringen und auf Kinder, Alte 
und Behinderte Rücksicht zu nehmen? 
Warum fällt es uns so schwer, die Lebens-
leistung eines anderen an-
zuerkennen? Uns ist der 
Respekt verloren gegangen, 
davon ist Ingrid Strobl, die 
Autorin und Filmemacherin 
aus Köln überzeugt. Und  
wir leiden alle darunter. Weil 
jeder sich verletzt fühlt, 
wenn er respektlos behan-
delt wird. In aufrüttelnden 
Beispielen aus unseren Schu-
len und Büros, Straßenbah-
nen und Fußgängerzonen 
zeichnet Strobl ein alarmie-
rendes Bild verkommener 
Umgangsformen. Ihr Buch ist 
ein leidenschaftlicher Appell 
zur Umkehr.
Ingrid Strobl: Respekt – Anders mitein-
ander umgehen!, Verlag Pattloch, Mün-
chen 2010, 304 Seiten, ISBN 
978-3-629-02240-0, Euro 19,95 

Begleitet 
von den 
Heiligen

Von den Ta-
gen der Bibel 
bis in unsere 
Gegenwar t 
gibt es Men-
schen, de-
ren Leben 
andere ins-
piriert und 
er mut igt . 
In 366 Por-

träts erschließt Christian Feldmann die 
Botschaft ihres Lebens für unsere Zeit. 
Komplementär durchziehen das Buch be-
eindruckende Bilder zu großen Heiligen 
und Festen des Jahres, sie werden medi-
tativ betrachtet von Abt Odilo Lechner.
Christian Feldmann, Odilo Lechner: Be-
gleitet von der Heiligen – Ein Lesebuch 
für jeden Tag, Herder-Verlag, Freiburg 
2009, 432 Seiten, ISBN 
978-3-451-30207-7,  Euro 19,95 

Abenteuer  
Glauben

Dem Leser werden unter die-
sem Titel drei Bücher in ei-
nem geboten: Ein Abenteu-

e r b u c h , 
ein Glau-
b e n s -
buch, ein 
Buch der 
N ä c h s -
tenliebe. 
Rainer Haak stellt 
Abenteurer, „Heili-
ge“ aus verschiede-
nen Epochen vor, z. 
B. Franz von Assisi, 
Elisabeth von Thü-
ringen, Florence 
Nightingale, Sabine 
Ball und andere. 
Die einzelnen Kapi-

tel eignen sich bestens zum Schmökern, 
zum Vorlesen und zum Diskutie-
ren. Beim Lesen fühlt man sich als 
wäre man „Gast“ bei den  Müll-
menschen in Kairo, als würde man 
mitgenommen auf das Schlacht-
feld in Solferino, als wäre man mit 
dem Autor unterwegs auf dem Weg 
nach Bethlehem und der Leser freut 
sich mit den Straßenkindern von 
Dresden über neue Hoffnung.
Rainer Haak: Abenteuer Glauben –  
Pioniere der Nächstenliebe, Johan-
nis-Verlag, Lahr 2010, 96 Seiten, 
ISBN 978-3-501-05362-1, Euro 6,95

Wer mag's sein? 

Ein Buch für Ratefüchse: 50 
Persönlichkeiten in 
Kurzbiograpfien sind 
zu entdecken und zu 
raten. Peter Hoff-
mann, der Autor, hat 
eine unterhaltsame 
und anekdotenreiche 
Lektüre über 50 Per-
sönlichkeiten ver-
schiedener Gebiete 
verfasst, die nicht nur 
unterhält, sondern, 
wenn die Auflösungen 

auftauchen, die im 
Buch verstreut sind, 
das eigene Wissen 
auffrischen oder be-
stätigen. Autor Hoff-
man zu seinem Buch: 
„Jeder Mensch hat ja 
seine charakteristi-
sche Biografie. Je-
der wird geboren 
mit individuellen 
Anlagen. Jeder wird 
geprägt von seiner 

Familie, von seinem gesellschaftlichen 
Umfeld, von seiner Zeit. Raten Sie, wer 
hinter der Geschichte steckt.“ Aber: Hoff-
mann macht es denen, die auf einen 
schnellen Rätselerfolg aus sind, nicht 
ganz so leicht…
Peter Hoffmann: "Wer mag's sein?, 
Verlag Hahnsche Buchhandlung,  
Hannover 2009, 208 S., ISBN 
978-3-7752-6128-9, Kart. Euro 16,80

Greif  
und Kreuz

In der Wildnis im 
damaligen Pom-
mern treffen zwei 
angehende Ritter 
aus dem Franken-
land und Polen auf 
einen jungen pom-
merschen Krieger. 
Inmitten eines dro-

henden Krieges zwischen Polen 
und Pommern und dem Bemühen, die 
heidnischen Pommern für das Christen-
tum zu gewinnen, entwickelt sich zwi-
schen den dreien eine Freundschaft, die 
viele Gefahren, aber auch das Ringen um 

ein schönes Mädchen aus der Ka-
schubei zu bestehen hat. „Greif 
und Kreuz“ bietet nicht nur fes-
selnde Unterhaltung, die auf ei-
ner wahren Begebenheit vor 900 
Jahren beruht, sondern eröffnet 
auch ein besseres Verständnis für 
die deutsch-polischen Beziehun-
gen in einem vereinten Europa. 

Johannes von Thadden: Greif 
und Kreuz, Verlag Franz Schön,  
Bonn 2010, ISBN 
978-3-9811154-7-5,  
Euro 14,80

Kultur und Unterhaltung
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